
  
 

Wien, 15. Jänner 2018 

.BFA Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl  Seite 1 von 42 

 

Einschätzung zu ARMENIEN als möglicher sicherer Herkunftsstaat 

(SHKS)  

1. Statistik 

 2016 2017 Diff. 

Anträge 332 229 -31% 

(Datenquelle: BFA, Ref A/II/2) 

2. Zusammenfassende  Einschätzung 

Die derzeitige Lage berücksichtigend (Basis: LIB Armenien vom 5.5.2017, letzte 

Kurzinformation eingefügt am 13.12.2017) kann aus Herkunftslandperspektive - unter 

Ausklammerung der an Aserbaidschan angrenzenden Gebiete Armeniens, wo es wegen des 

Bergkarabach-Konflikts immer wieder zu bewaffneten Zwischenfällen mit zivilen Opfern 

kommt - eine allfällige Aufnahme Armeniens in die Liste sicherer Herkunftsstaaten in 

Betracht gezogen werden. Armenien wird in Bulgarien und Frankreich als sicherer 

Herkunftsstaat geführt.1 

 

Zentrale Aspekte:  

 Kernproblem der Sicherheitslage ist der Territorialkonflikt mit Aserbaidschan um die 

Region Nagorny Karabach (Bergkarabach), die völkerrechtlich zu Aserbaidschan 

gehört, sich jedoch als unabhängig betrachtet. In diesem „eingefrorenen Konflikt“ 

kommt es in den Grenzregionen immer wieder, wie zuletzt Ende Februar/ Anfang 

März 2017, zu bewaffneten Auseinandersetzungen zwischen Einheiten der 

armenischen, bzw. jenen der separatistischen Region Nagorny Karabach einerseits, 

und aserbaidschanischen Truppen anderseits. Dabei sind vereinzelt auch zivile Opfer 

zu beklagen. Trotz der seit 1994 laufenden Vermittlungsbemühungen der 

sogenannten Minsk-Gruppe der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in 

Europa (OSZE) und regelmäßiger Treffen der Außenminister Armeniens und 

Aserbaidschans bzw. der beiden Staatspräsidenten ist eine Lösung des Konflikts um 

Nagorny Karabach weiterhin nicht in Sicht. 

                                                

1 EASO IDS Safe country of origin overview 20171122_1640.pdf 
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 Die Rechtsstaatlichkeit bleibt durch die mangelnde Gewaltenteilung geschwächt. 

Trotz der verfassungsmäßig garantierten richterlichen Unabhängigkeit mangelt es an 

dieser in der Praxis. Die Gerichtsbarkeit genießt nicht nur wenig Vertrauen, sondern 

gilt in der Öffentlichkeit auch als von Korruption und Nepotismus durchdrungen und 

unter Einfluss der Exekutive stehend. Die neue Verfassung hat die bisher 

weitreichenden Kompetenzen des Staatspräsidenten bei der Ernennung von Richtern 

reduziert. 

 Verfahren erfüllen üblicherweise die meisten Standards für einen fairen Prozess. Die 

Einflussnahme von Personen in Machtposition auf laufende Verfahren soll in politisch 

heiklen Fällen nach wie vor verbreitet sein. Fortschritte gab es insoweit, als die Zahl 

der Pflichtverteidiger erhöht wurde, und einer breiteren Bevölkerung als bisher 

kostenlose Rechtshilfe zuteilwird. 

 Erzwungene Geständnisse werden regelmäßig bei Gericht verwendet. Überdies gab 

es Fälle, bei denen Personen, die Beschwerde gegen Misshandlung während der 

Einvernahme einlegten, wegen Falschaussage verurteilt wurden. Polizeiübergriffe auf 

Verdächtige während deren Festnahme, Inhaftierung und Befragung sind weiterhin 

ein Problem. Laut Menschenrechtsorganisationen melden die meisten Opfer 

Übergriffe nicht, weil sie Angst vor Vergeltung haben. 

 Die Anwendung von Folter durch die Verfassung ist verboten. Das armenische 

Strafgesetzbuch steht aber weiterhin nicht in Übereinstimmung mit der UN-

Konvention gegen Folter. Nach armenischer Definition fallen Straftaten von 

Angehörigen staatlicher Institutionen nicht darunter, sondern nur strafbare 

Handlungen von Privatpersonen. 

 Die Korruption durchdringt alle Bereiche der Gesellschaft und des Staates. 

Verwaltung, Justiz, Polizei, Strafvollzug, Gesundheitswesen und das öffentliche 

Beschaffungswesen sind besonders anfällig. Eines der signifikantesten 

Korruptionsthemen ist die Vermengung von Politik und Geschäftswelt.  

 Das Büro des Ombudsmannes hat das Mandat, die Menschenrechte und 

grundlegende Freiheiten vor dem Missbrauch durch die Regierung zu schützen. Der 

Ombudsmann muss einen schwierigen Spagat zwischen Exekutive und den 

Rechtsschutz suchenden Bürgern vollziehen. Der Ombudsmann gilt allgemein als 

positive Ausnahme beim Umgang mit Problemen im Bereich der Menschen- und 

Bürgerrechte. 
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 Seit 2003 existiert die Möglichkeit eines Wehrersatzdienstes. Allerdings befand der 

Europäische Ausschuss für Soziale Rechte des Europarates (ESCR), dass 

trotz Reduktion die Dauer des Zivildienstes weiterhin nicht mit der 

Europäischen Sozialcharta konform geht. 

 Menschenrechte werden zum größten Teil durch die Sicherheitsorgane, politische 

Amtsträger und Privatpersonen aus dem Umfeld der sich über dem Gesetz 

wähnenden Oligarchen oder deren Strukturen verletzt. 

 Die Medienfreiheit ist weiterhin unzureichend. Die meisten dominanten 

Rundfunkanstalten werden von der Regierung oder regierungsfreundlichen 

Einzelpersonen kontrolliert. Jedoch prosperiert der investigative Journalismus im 

Internet. 

 Kritik an der Regierung und Amtsträgern wird im Allgemeinen toleriert. Allerdings 

kommt es zu Schikanen, Drohungen oder Tätlichkeiten, wenn kontroverse Themen 

wie der Nagorny Karabach-Konflikt oder Gender-Themen diskutiert werden. 

 Das gegenwärtige Recht auf Versammlungsfreiheit entspricht den EU- und anderen 

internationalen Standards. Trotz dessen werden fallweise Zusammenkünfte nicht 

genehmigt, Demonstrationen auflöst oder Teilnehmer physisch attackiert bzw. 

willkürlich festgenommen. 

 Die Vereinigungsfreiheit hat Verfassungsrang. Die aktuelle Gesetzgebung entspricht 

im Wesentlichen internationalen Standards, weist aber in der Umsetzung Defizite auf. 

Das Recht auf Streik gilt nicht uneingeschränkt. Außerdem ist es manchen 

Berufsgruppen, etwa der Polizei, verboten, sich gewerkschaftlich zu organisieren. 

 Überbelegung, inadäquate sanitäre Einrichtungen und medizinische Versorgung 

sowie Korruption sind die Hauptprobleme in manchen armenischen Gefängnissen. 

Die armenische Regierung versuchte, das Problem mit dem Neubau einer 

Strafvollzugsanstalt in der Region Armawir zu beheben. 

 Die Todesstrafe ist seit 2003 abgeschafft. 

 Die Religionsfreiheit ist verfassungsrechtlich garantiert. Die Armenische Apostolische 

Kirche hat quasi den Status einer Staatskirche und nimmt eine faktisch privilegierte 

Stellung ein. 

 Nationale und ethnische Minderheiten sind integriert und im Rat der Nationalen 

Minderheiten organisiert. Diskriminierungen sind selten. 
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 Verfassung und Gesetze schreiben die Gleichberechtigung von Männern und Frauen 

fest. In der Realität sind Frauen infolge des tief verankerten, patriarchalischen 

Rollenverständnisses diskriminiert. So sind Frauen beispielsweise in öffentlichen 

Positionen kaum vertreten. Anfang Dezember 2017 wurde ein Gesetz zur häuslichen 

Gewalt verabschiedet. 

 Einverständliche homosexuelle Handlungen unter Erwachsenen sind seit 2003 nicht 

mehr strafbar. Im Gegensatz zur staatlichen, herrscht weiterhin eine gesellschaftliche 

Diskriminierung. 

 Das Gesetz sieht die Bewegungsfreiheit im Land, Auslandsreisen, Emigration und 

Repatriierung vor. Allerdings müssen die BürgerInnen ein Ausreisevisum erlangen, 

um das Land vorübergehend oder auf Dauer zu verlassen. 

 Ein beachtlicher Teil der Bevölkerung ist nach wie vor finanziell nicht in der Lage, 

seine Versorgung mit den zum Leben notwendigen Gütern ohne Unterstützung durch 

humanitäre Organisationen sicherzustellen. Rund ein Drittel der Menschen lebt unter 

der Armutsgrenze. 

 Die medizinische Grundversorgung ist flächendeckend gewährleistet, doch sind die 

Kliniken finanziell unzureichend ausgestattet, um ihren Betrieb und die Ausgabe von 

Medikamenten sicherzustellen. Als Folge wird von den Patienten Geld verlangt, 

obgleich rechtlich Behandlungen kostenlos sind. 

 Rückkehrer werden nach Ankunft in die Gesellschaft integriert. Sie haben Zugang zu 

allen Berufsgruppen, auch zum Staatsdienst. 
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3. Hintergrundinformation 

3.1. Politische Lage 

Armenien (arm.: Hayastan) umfasst knapp 29.800 km² und hat etwas über 3 Millionen 

Einwohner (2016). Davon sind laut der Volkszählung von 2011 98,1% ethnische Armenier, 

1,2% Jesiden, 0,4% Russen und Angehörige kleinerer Minderheiten wie Assyrer, Kurden 

oder Griechen (NSS-RA 2013, vgl. CIA 12.1.2017). 

Armenien ist seit September 1991 eine unabhängige Republik. Das Ein-Kammer-Parlament 

(Nationalversammlung) hat 131 Mitglieder und wird alle fünf Jahre gewählt. Die Verfassung 

von 2005 wurde zuletzt durch das Referendum vom 06.12.2015 weitreichend geändert. Die 

neue Verfassung sieht die Umwandlung des bisherigen semi-präsidialen Regierungssystems 

in ein parlamentarisches System vor. Das Amt des Staatspräsidenten wird im Wesentlichen 

auf repräsentative Aufgaben reduziert (AA 3.2017a). 

Die Opposition warf dem amtierenden Präsidenten Sarksyan, dessen letzte Amtszeit 2018 

ausläuft, vor, das Amt des Regierungschefs anzustreben (Standard 7.12.2015). Laut 

zentraler Wahlkommission stimmten bei einer Beteiligung von 50,5 Prozent 63,5 Prozent für 

die Annahme der Verfassungsänderungen. Die Oppositionspartei Armenischer 

Nationalkongress warf der Regierung Wahlbetrug vor. Hunderte Demonstranten protestierten 

gegen den Ausgang (RFE/RL 7.12.2015). NGOs, wie das Anti-Korruptions-Zentrum von 

Transparency International, berichteten von massiven Unregelmäßigkeiten, darunter über 

900 Verletzungen der Wahlordnung sowie Fälle von Einschüchterung (Caucasian Knot 

9.12.2015, vgl. EN 7.12.2015). 

Die regierende Republikanische Partei Armeniens gewann bei den Parlamentswahlen vom 

2.4.2017 über 49% und die absolute Mehrheit der Sitze im Parlament. Das Mitte-Rechts-

Bündnis des russlandfreundlichen Oligarchen Gagik Tsarukyan erreichte 27%. Daneben 

schaffte das Bündnis Yelq und die nationalistische Armenische Revolutionäre Föderation 

den Einzug ins Parlament (EN 3.4.2017; vgl. PA 4.4.2017). Insbesondere die künftige 

Orientierung des Landes vor dem Hintergrund der Wirtschaftskrise zwischen einer EU-

Annäherung einerseits und einem starken Bündnis mit Russland infolge des militärischen 

Konflikts mit Aserbaidschan andererseits, dominierten thematisch den Wahlkampf (RFL/RL 

3.4.2017). 
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Trotz der Einhaltung der Grundfreiheiten und der guten Administrierung der 

Parlamentswahlen unter Einführung neuer Technologien, wurden die Wahlen durch 

glaubwürdige Berichte über Stimmenkauf und Druckausübung auf WählerInnen, Beamte 

sowie Angestellte von Privatunternehmen überschattet (OSCE/ODIHR 3.4.2017). 

Quellen: 

- AA – Auswärtiges Amt (3.2017a): Außenpolitik, https://www.auswaertiges-
amt.de/DE/Aussenpolitik/Laender/Laenderinfos/Armenien/Aussenpolitik_node.html#doc33
9304bodyText3, Zugriff 4.5.2017 

- Caucasian Knot (9.12.2015): TI states gross violations at Armenian referendum, 
http://eng.kavkaz-uzel.ru/articles/33921/, Zugriff 4.5.2017 

- CIA - Central Intelligence Agency (12.1.2017): The World Factbook, Armenia; 
https://www.cia.gov/library/publications/the-world-factbook/geos/am.html, Zugriff 4.5.2017 

- Der Standard (7.12.2015): Armenien: Ja zu umstrittener Verfassungsänderung, 
http://derstandard.at/2000027073366/Armenier-stimmten-fuer-umstrittene-
Verfassungsaenderung, Zugriff 4.5.2017 

- EN – Eurasiannet.org (7.12.2015): Armenia: Widespread Reports of Irregularities Mar 
Constitutional Referendum, http://www.eurasianet.org/node/76461, Zugriff 4.5.2017 

- EN – EurasiaNet.org (3.4.2017): Armenia: Voters Opt for More of the Same, 
http://www.eurasianet.org/node/83066, Zugriff 4.4.2017 

- NSS-RA -  National Statistical Service of the Republic of Armenia (2013):  The Results of 
2011 Population Census of the Republic of Armenia, Table 5.1: Population (urban, rural) 
by Ethnicity, Sex and Age, http://armstat.am/en/?nid=517, 
http://armstat.am/file/doc/99486253.pdf, Zugriff 5.5.2017 

- OSCE/ODIHR – Organization for Security and Cooperation in Europe/ Office for 
Democratic Institutions and Human Rights et alia (3.4.2017): Armenia, Parliamentary 
Elections, 2 April 2017: Statement of Preliminary Findings and Conclusions, 
http://www.osce.org/office-for-democratic-institutions-and-human-
rights/elections/armenia/309156?download=true, Zugriff 4.4.2017 

- PA – PanARMENIAN Network (4.4.2017): Republican Party of Armenia secures 55 
parliamentary seats, http://www.panarmenian.net/eng/news/236627/, Zugriff 4.5.2017 

- RFL/RL – Radio Free Europe/Radio Liberty (7.12.2015): Protesters Gather in Yerevan, 
Claim Fraud In Armenian Referendum,http://www.rferl.org/content/armenia-referendum-
sarkisian/27410980.html, Zugriff 4.5.2017 

- RFE/RL – Radio Free Europe/ Radio Liberty (3.4.2017): Ruling Republican Party Wins 
'Tainted' Armenian Elections, http://www.rferl.org/a/armenian-vote-parliament-sarkisian-
tsarukian/28404992.html, Zugriff 4.5.2017 

3.2. Sicherheitslage 

Kernproblem für die armenische Außenpolitik bleibt der Konflikt um Nagorny Karabach sowie 

die in diesem Zusammenhang geschlossenen Grenzen zu Aserbaidschan und zur Türkei. 

Seit dem Krieg (1992-94) um das überwiegend von Armeniern bewohnte Gebiet 

Bergkarabach, halten armenische Verbände etwa 17% des aserbaidschanischen 

Staatsgebiets (Bergkarabach und sieben umliegende Provinzen) besetzt. Im Zuge der 

bewaffneten Auseinandersetzungen mussten ca. eine Million Menschen ihre angestammte 

Heimat verlassen, überwiegend Aserbaidschaner, aber auch bis zu 200.000 Armenier. An 

https://www.auswaertiges-amt.de/DE/Aussenpolitik/Laender/Laenderinfos/Armenien/Aussenpolitik_node.html#doc339304bodyText3
https://www.auswaertiges-amt.de/DE/Aussenpolitik/Laender/Laenderinfos/Armenien/Aussenpolitik_node.html#doc339304bodyText3
https://www.auswaertiges-amt.de/DE/Aussenpolitik/Laender/Laenderinfos/Armenien/Aussenpolitik_node.html#doc339304bodyText3
http://eng.kavkaz-uzel.ru/articles/33921/
https://www.cia.gov/library/publications/the-world-factbook/geos/am.html
http://derstandard.at/2000027073366/Armenier-stimmten-fuer-umstrittene-Verfassungsaenderung
http://derstandard.at/2000027073366/Armenier-stimmten-fuer-umstrittene-Verfassungsaenderung
http://www.eurasianet.org/node/76461
http://www.eurasianet.org/node/83066
http://armstat.am/file/doc/99486253.pdf
http://www.osce.org/office-for-democratic-institutions-and-human-rights/elections/armenia/309156?download=true
http://www.osce.org/office-for-democratic-institutions-and-human-rights/elections/armenia/309156?download=true
http://www.panarmenian.net/eng/news/236627/
http://www.rferl.org/content/armenia-referendum-sarkisian/27410980.html
http://www.rferl.org/content/armenia-referendum-sarkisian/27410980.html
http://www.rferl.org/a/armenian-vote-parliament-sarkisian-tsarukian/28404992.html
http://www.rferl.org/a/armenian-vote-parliament-sarkisian-tsarukian/28404992.html
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der Waffenstillstandslinie kommt es immer wieder zu bewaffneten Auseinandersetzungen. 

Trotz der seit 1994 laufenden Vermittlungsbemühungen der Ko-Vorsitzstaaten (USA, 

Russland, Frankreich) der sogenannten Minsk-Gruppe der Organisation für Sicherheit und 

Zusammenarbeit in Europa (OSZE) und regelmäßiger Treffen der Außenminister Armeniens 

und Aserbaidschans bzw. der beiden Staatspräsidenten ist eine Lösung des Konflikts um 

Nagorny Karabach weiterhin nicht in Sicht (AA 3.2017a). 

Bei heftigen Gefechten vom 2.4 bis 5.4.2016, den schwersten seit 22 Jahren zwischen den 

Nachbarländern Armenien und Aserbaidschan an der Frontlinie zu Nagorny Karabach, kam 

es zu Opfern unter den militärischen Einheiten. Laut aserbaidschanischen Angaben starben 

auch Zivilisten (Standard 3.4.2016, RFL/RL 4.4.2016). Das Verteidigungsministerium der de 

facto Republik Nagorny Karabach berichtete ebenfalls von zivilen Opfern (CN 2.4.2016). Am 

5.4.2016 vereinbarten Aserbaidschan und Nagorny Karabach einen Waffenstillstand. Im 

Zuge der viertägigen Kampfhandlungen starben mehr als 64 Menschen (Standard 5.4.2016). 

Am 25.2.2017 kam es erneut zu Zusammenstößen zwischen armenischen und Truppen von 

Nagorny Karabach einerseits und der aserbaidschanischen Armee andererseits, bei denen 

mindestens fünf aserbaidschanische Armeeangehörige den Tod fanden. Am 1.3.2017 wurde 

bei einem aserbaidschanischen Artillerieangriff u.a. eine armenische Kaserne zerstört und 

tagsdrauf griff Armenien aserbaidschanische Stellungen an (EurasiaNet 10.3.2017). 

Mitglieder der außerparlamentarischen Oppositionsgruppe „Gründungsparlament“ besetzten 

am 17.7.2016 in Jerewan eine Polizeistation und nahmen zeitweise mehrere Geiseln. Ein 

Polizist starb dabei (RFE/RL 17.7.2016). Die Geiselnehmer forderten die Freilassung von 

Schirajr Sefiljan, eines inhaftierten Oppositionsführers, und den Rücktritt des 

Staatspräsidenten. Kriegsveteran Sefiljan kritisierte vor allem das Verhalten der Regierung 

im Konflikt um die Region Nagorny Karabach (DW 17.7.2016). In der darauf folgenden 

Woche kam es zu Zusammenstößen zwischen Demonstranten und der Polizei. Die 

Demonstranten verlangten eine Versorgung der Geiselnehmer mit Lebensmitteln, was die 

Polizei jedoch ablehnte. Nach offiziellen Angaben wurden 51 Personen verletzt und 136 

verhaftet (NZZ 21.7.2016). Bei erneuten Zusammenstößen am 29.7.2016 zwischen 

Sympathisanten der Besetzer der Polizeistation und Sicherheitskräften wurden 75 Personen 

verletzt und 20 verhaftet (RFE/RL 30.7.2016). Nach zwei Wochen endete der Konflikt um die 

besetzte Polizeistation mit der Kapitulation der bewaffneten Gruppe (RFE/RL 1.8.2016, vgl. 

Spiegel online 31.7.2016). 

Quellen: 
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- AA – Auswärtiges Amt (3.2017a): Außenpolitik, https://www.auswaertiges-
amt.de/DE/Aussenpolitik/Laender/Laenderinfos/Armenien/Aussenpolitik_node.html#doc33
9304bodyText3, Zugriff 4.5.2017 

- CN – Caucasus Knot (2.4.2016): One child killed and two wounded in shelling in the 
Karabakh conflict zone, http://eng.kavkaz-uzel.ru/articles/35119/, Zugriff 4.5.2017 

- Der Standard (3.4.2016): Bergkarabach: Militärische Eskalation im Kaukasus, 
http://derstandard.at/2000034103285/Bergkarabach-Militaerische-Eskalation-am-
Kaukasus, Zugriff 4.5.2017 

- Der Standard (5.4.2016): Waffenruhe nach vier Tagen Krieg im Kaukasus, 
http://derstandard.at/2000034245475/Waffenruhe-nach-vier-Tagen-Krieg-im-Kaukasus, 
Zugriff 4.5.2017 

- DW – Deutsche Welle (17.7.2016): Blutige Geiselnahme in Armeniens Hauptstadt, 
http://www.dw.com/de/blutige-geiselnahme-in-armeniens-hauptstadt/a-19406245, Zugriff 
4.5.2017 

- EurasiaNet.org (10.3.2017): Karabakh: Diplomatic Attention Needed to Address Growing 
Risks, http://www.eurasianet.org/node/82771, Zugriff 4.5.2017 

- NZZ – Neue Zürcher Zeitung (21.7.2016): Blutiges Patt in Armenien, 
http://www.nzz.ch/international/europa/proteste-und-geiselnahme-blutiges-patt-in-
armenien-ld.106951, Zugriff 4.5.2017 

- RFE/RL – Radio Free Europe/Radio Liberty (4.4.2016): Baku Announces Cease-Fire 
Amid Continued Karabakh Fighting, http://www.rferl.org/content/azerbaijan-armenia-
nagorno-karabakh-violence-erupts/27651414.html, Zugriff 4.5.2017 

- RFE/RL – Radio Free Europe/Radio Liberty (1.8.2016): Remaining Gunmen In Armenia 
Standoff Surrender, http://www.rferl.org/content/armenia-yerevan-standoff-police-
killed/27890220.html, Zugriff 4.5.2017 

- RFE/RL – Radio Free Europe/Radio Liberty (17.7.2016): Armed Attackers Storm Yerevan 
Police Headquarters, http://www.rferl.org/media/video/armenia-police-hq/27863342.html, 
Zugriff 4.5.2017 

- RFE/RL – Radio Free Europe/Radio Liberty (30.7.2016): Dozens Injured In Police 
Clashes With Protesters In Yerevan, http://www.rferl.org/content/dozens-injured-police-
protester-clashes-yerevan-/27889053.html, Zugriff 4.5.2017 

- Spiegel online (31.7.2016): Armenien: Geiselnahme in Eriwan nach zwei Wochen 
beendet, http://www.spiegel.de/politik/ausland/armenien-bewaffnete-regierungsgegner-
ergeben-sich-a-1105565.html, Zugriff 4.5.2017 

 

3.2.1. Regionale Problemzone Nagorny Karabach 

Nagorny Karabach (auch Berg-Karabach; arm. Arzach) ist seit 1994 de facto unabhängig 

von Aserbaidschan. Nagorny Karabach wird von keinem Staat, auch nicht von Armenien 

völkerrechtlich anerkannt, doch sind die politischen, wirtschaftlichen und militärischen 

Beziehungen zu Armenien sehr eng (AA 22.3.2016; vgl. FH 18.8.2016). 

Laut Angaben der selbsternannten Republik von Nagorny Karabach (auch Republik 

Artsach), umfasst das Gebiet mehr als 12.000 km², wobei hiervon 1.041 km² unter 

aserbaidschanischer Okkupation stünden. Die Bevölkerung belief sich 2013 auf rund 

147.000 Einwohner, wovon 95% Armenier sind, nebst Russen, Ukrainern, Griechen, 

Georgiern und Aseri (NKR 4.5.2017). 

https://www.auswaertiges-amt.de/DE/Aussenpolitik/Laender/Laenderinfos/Armenien/Aussenpolitik_node.html#doc339304bodyText3
https://www.auswaertiges-amt.de/DE/Aussenpolitik/Laender/Laenderinfos/Armenien/Aussenpolitik_node.html#doc339304bodyText3
https://www.auswaertiges-amt.de/DE/Aussenpolitik/Laender/Laenderinfos/Armenien/Aussenpolitik_node.html#doc339304bodyText3
http://eng.kavkaz-uzel.ru/articles/35119/
http://derstandard.at/2000034103285/Bergkarabach-Militaerische-Eskalation-am-Kaukasus
http://derstandard.at/2000034103285/Bergkarabach-Militaerische-Eskalation-am-Kaukasus
http://derstandard.at/2000034245475/Waffenruhe-nach-vier-Tagen-Krieg-im-Kaukasus
http://www.dw.com/de/blutige-geiselnahme-in-armeniens-hauptstadt/a-19406245
http://www.eurasianet.org/node/82771
http://www.nzz.ch/international/europa/proteste-und-geiselnahme-blutiges-patt-in-armenien-ld.106951
http://www.nzz.ch/international/europa/proteste-und-geiselnahme-blutiges-patt-in-armenien-ld.106951
http://www.rferl.org/content/azerbaijan-armenia-nagorno-karabakh-violence-erupts/27651414.html
http://www.rferl.org/content/azerbaijan-armenia-nagorno-karabakh-violence-erupts/27651414.html
http://www.rferl.org/content/armenia-yerevan-standoff-police-killed/27890220.html
http://www.rferl.org/content/armenia-yerevan-standoff-police-killed/27890220.html
http://www.rferl.org/media/video/armenia-police-hq/27863342.html
http://www.rferl.org/content/dozens-injured-police-protester-clashes-yerevan-/27889053.html
http://www.rferl.org/content/dozens-injured-police-protester-clashes-yerevan-/27889053.html
http://www.spiegel.de/politik/ausland/armenien-bewaffnete-regierungsgegner-ergeben-sich-a-1105565.html
http://www.spiegel.de/politik/ausland/armenien-bewaffnete-regierungsgegner-ergeben-sich-a-1105565.html
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Als Resultat des armenisch-aserbaidschanischen Konflikts um die Region Nagorny 

Karabach, halten die armenischen Separatisten mit Unterstützung der Republik Armenien 

den größten Teil Nagorny Karabachs sowie sieben weiterer aserbaidschanische Territorien 

unter ihrer Kontrolle. Der endgültige Status von Nagorny Karabach unterliegt weiterhin der 

internationalen Mediation durch die sog. Minsker Gruppe der Organisation für Sicherheit und 

Zusammenarbeit in Europa (OSZE) (USDOS 3.3.2017). 

Am 3.5.2015 fanden in Nagorny Karabach Parlamentswahlen statt, die allerdings 

international nicht anerkannt wurden. Laut offiziellen Angaben der Zentralen 

Wahlkommission übersprangen bei einer Wahlbeteiligung von rund 71% fünf Parteien die 

Fünf-Prozent-Hürde. Die Partei „Freies Heimatland“ errang 47,4%; die „Demokratische Partei 

Artsachs“ 19,1% und die Partei „Armenische Revolutionäre Föderation - Dashnaktsutyun“ 

18,8% der Stimmen. Die beiden Oppositionsparteien „Bewegung-88“ und die „Partei der 

Nationalen Wiedergeburt“ schafften gleichfalls den Einzug ins Parlament (CN 4.5.2015; vgl. 

CS.eu 4.5.2015). Internationale Beobachter stellten eine deutliche Verbesserung zu den 

Wahlen 2010 fest, als es keine Oppositionskandidaten gegeben hatte und staatliche 

Ressourcen zur Unterstützung von Regierungskandidaten verwendet worden waren (FH 

18.8.2016). 

Nagorny Karabach steht weiterhin unter dem Kriegsrecht, welches Einschränkungen der 

bürgerlichen Freiheiten inklusive die Medienfreiheit nach sich bringt, jedoch seitens der 

Regierung nicht angewandt wird. Die Regierung kontrolliert viele der vorhandenen Medien. 

Journalisten praktizieren Selbstzensur, insbesondere bei Themen, die den Friedensprozess 

betreffen. Die Justiz ist nicht unabhängig und die Gerichte stehen unter dem Einfluss der 

Exekutive sowie mächtiger politischer, wirtschaftlicher und krimineller Gruppen. Die wenigen 

NGOs leiden unter einem Mangel an finanziellen Mitteln und der Konkurrenz durch staatlich 

finanzierte Gruppen. Allerdings wird den Gewerkschaften erlaubt, sich zu organisieren. Die 

meisten Einwohner gehören der Armenisch Apostolischen Kirche an. Die religiöse Freiheit 

anderer Gruppen ist eingeschränkt, da religiöse Aktivitäten nicht-registrierter Gruppen sowie 

Proselytismus per Gesetz verboten sind. Zumindest drei Glaubensgemeinschaften sind 

anerkannt, doch wurde protestantischen Gruppen und den Zeugen Jehovas die 

Registrierung verwehrt (FH 18.8.2016). 

Die wirtschaftliche Situation in Bergkarabach ist nach allgemeiner Einschätzung besser als in 

Armenien. In Bergkarabach gelten den armenischen Regelungen vergleichbare Vorschriften 

zur kostenlosen medizinischen Behandlung. Im Sozialbereich gibt es „behördliche“ 

Unterstützung, u. a. für verwitwete oder ledige Rentner ohne Familie, Waisen und allein 

erziehende Mütter (AA 22.3.2016). 
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Quellen: 

- AA - Auswärtiges Amt (22.3.2016): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante 
Lage in der Republik Armenien 

- CN – Caucasian Knot (4.5.2015): CEC of Nagorno-Karabakh: "Free Homeland" Party 
wins parliamentary elections, http://eng.kavkaz-uzel.ru/articles/31619/, Zugriff 4.5.2017 

- CS.eu – commonspace.eu (4.5.2015): Five parties to be represented in new NKR 
parliament, http://commonspace.eu/eng/news/6/id3252, Zugriff 4.5.2015 

- FH - Freedom House (18.8.2016): Freedom in the World 2016 - Nagorno-Karabakh, 
https://freedomhouse.org/report/freedom-world/2016/nagorno-karabakh, Zugriff 4.5.2017 

- NKR – The Office of the NKR President (4.5.2017): NKR, General information, 
http://www.president.nkr.am/en/nkr/generalInformation/, Zugriff 4.5.2017 

- USDOS - US Department of State (3.3.2017): Country Report on Human Rights Practices 
2016 – Armenia, http://www.ecoi.net/local_link/337119/466879_en.html, Zugriff 3.5.2017 

3.3. Rechtsschutz/Justizwesen 

Es gibt immer wieder glaubhafte Berichte von Anwälten über die Verletzung rechtsstaatlicher 

Grundsätze durch Gerichte: die Unschuldsvermutung werde nicht eingehalten, rechtliches 

Gehör nicht gewährt, Verweigerungsrechte von Zeugen nicht beachtet und Verteidiger oft 

ohne Rechtsgrundlage abgelehnt. Die Unabhängigkeit der Gerichte und der Richter wird 

weiterhin durch Nepotismus, finanzielle Abhängigkeiten und weit verbreitete Korruption 

konterkariert, auch wenn durch Gesetzesänderungen im Rahmen der „Judicial Reforms 

Strategy 2012-2016“ gewisse Fortschritte, insbesondere bei der richterlichen 

Unabhängigkeit, zu verzeichnen sind. Die neue Verfassung hat die bisher weitreichenden 

Kompetenzen des Staatspräsidenten bei der Ernennung von Richtern reduziert. Es ist 

bekannt, dass einige Beamte in leitenden Funktionen der Justiz keine juristische Ausbildung 

haben. Verfahrensgrundrechte wie rechtliches Gehör, faires Gerichtsverfahren und 

Rechtshilfe werden laut Verfassung gewährt. Das Prinzip der „Telefonjustiz“ - Machthaber 

nehmen Einfluss auf laufende Verfahren – soll in politisch heiklen Fällen nach wie vor 

verbreitet sein. In Bezug auf den Zugang zur Justiz gab es hingegen insoweit Fortschritte, 

als die Zahl der Pflichtverteidiger erhöht wurde und einer breiteren Bevölkerung als bisher 

kostenlose Rechtshilfe zuteil wird (AA 22.3.2016). 

Die Gerichte hören weiterhin zu den Institutionen, denen seitens der Bevölkerung ein 

geringes Vertrauen entgegengebracht wird. Die Verfassungsreform sieht die Schaffung des 

Obersten Justizrates vor, um die Unabhängigkeit der Gerichte und Richter zu gewährleisten. 

2016 gab es jedoch keine Entwürfe oder Konzepte im Justizbereich, die mit der Öffentlichkeit 

geteilt oder diskutiert wurden. Positiv war 2016 die Reform des Bewährungssystems, das 

einen alternativen Strafvollzug vorsah, was angesichts der oft inadäquaten Verhältnisse in 

den Haftanstalten wichtig ist (FH 29.3.2017). 

http://eng.kavkaz-uzel.ru/articles/31619/
http://commonspace.eu/eng/news/6/id3252
https://freedomhouse.org/report/freedom-world/2016/nagorno-karabakh
http://www.president.nkr.am/en/nkr/generalInformation/
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Die Gerichtsbarkeit zeigt keine umfassende Unabhängigkeit. Die Verwaltungsgerichte sind 

hingegen verglichen zu den anderen Gerichten unabhängiger. Berichten zufolge nimmt das 

Kassationsgericht eine dominante Stellung ein. Es diktiert den Ausgang aller wichtigen Fälle 

der niederen Gerichtsbarkeit. Diese Kontrolle seitens des Kassationsgerichts bleibt das 

dominante Problem, das die Unabhängigkeit der Justiz beeinflusst. Selbst der Europäische 

Gerichtshof für Menschenrechte stellt in einem Urteil vom 27.10.2016 fest, dass es dem 

Vorsitzenden des Kassationsgerichts an der notwendigen Distanz gemäß des richterlichen 

Neutralitätsgebotes mangelte (USDOS 3.3.2017). 

Richter unterliegen weiterhin des politischen Drucks von allen Ebenen der Exekutive, speziell 

seitens der Rechtsvollzugsorgane sowie der Hierarchie innerhalb der Justiz. Richter haben 

keine lebenslange Amtszeit, wodurch sie der Kündigung ausgesetzt sind und keine 

wirksamen Rechtsmittel besitzen, falls die Exekutive, die Legislative oder hochrangige 

Vertreter der Gerichtsbarkeit entscheiden, sie zu bestrafen. Vormalige Entlassungen von 

Richtern wegen ihrer unabhängigen Entscheidungen haben immer noch eine 

einschüchternde Wirkung auf die Justiz als Ganzes (USDOS 3.3.2017). 

Quellen: 

- AA - Auswärtiges Amt (22.3.2016): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante 
Lage in der Republik Armenien 

- FH - Freedom House (29.3.2017): Nations in Transit 2017 - Armenia,  
http://www.ecoi.net/local_link/338542/481545_de.html, Zugriff 3.5.2017 

- USDOS - US Department of State (3.3.2017): Country Report on Human Rights 
Practices 2016 – Armenia, http://www.ecoi.net/local_link/337119/466879_en.html, Zugriff 
3.5.2017 

3.4. Sicherheitsbehörden 

Die Polizei ist, ebenso wie der Nationale Sicherheitsdienst (NSD), direkt der Regierung 

unterstellt. Allein der Präsident hat die Befugnis, die Leiter beider Behörden zu ernennen. 

Die Aufgaben beider Organe sind voneinander abgegrenzt. Für die Wahrung der nationalen 

Sicherheit sowie für Nachrichtendienst und Grenzschutz ist der Nationale Sicherheitsdienst 

zuständig, dessen Beamte auch Verhaftungen durchführen dürfen. . Der Polizeichef füllt in 

Personalunion die Funktion des Innenministers aus. Ein Innenministerium gibt es nicht mehr. 

Das Fehlen der politischen Instanz wird damit begründet, dass damit eine „Politisierung“ der 

Sicherheitsorgane verhindert werden soll (AA 22.3.2016). 

Straffreiheit ist ein Problem und es gibt keine unabhängige Institution, die ausschließlich 

Polizeiübergriffe untersucht. Laut NGOs sehen sich die Gesetzesvollzugsorgane eher als 

Verteidiger der Autorität denn als Diener des Gesetzes und der Öffentlichkeit. Der 

http://www.ecoi.net/local_link/338542/481545_de.html
http://www.ecoi.net/local_link/337119/466879_en.html
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Verteidigungsminister bemüht sich, die Disziplin auch durch den Einsatz von Lehroffizieren 

für Menschenrechte zu verbessern, wozu auch die Bereitstellung sozialer, psychologischer 

und Rechtskurse im Rahmen des Wehrdienstes dienen sollen. Im November 2015 wurde 

seitens des Verteidigungsministeriums das Zentrum für Menschenrechte und 

Integritätsbildung errichtet, mit dem Mandat, u.a. die Menschenrechte zu schützen, Ethik zu 

fördern und eine Anti-Korruptions-Politik einzuführen (USDOS 3.3.2017). 

Obwohl das Gesetz von den Gesetzesvollzugsorganen die Erlangung eines Haftbefehls 

verlangt oder zumindest das Vorliegen eines begründeten Verdachts für die Festnahme, 

nahmen die Behörden gelegentlich Verdächtige fest oder sperrten diese ein, ohne dass ein 

Haftbefehl oder ein begründeter Verdacht vorlag. Nach 72 muss die Freilassung oder ein 

richterlicher Haftbefehl erwirkt werden. Richter verweigern der Polizei ebenso selten einen 

Haftbefehl, wie sie kaum das Verhalten der Polizei während der Arrestzeit überprüfen 

(USDOS 3.3.2017). 

Am 17.7.2016 kam es zu gewaltsamen Auseinandersetzungen zwischen der bewaffneten 

Gruppe „Sasna Tsrer“, die eine Polizeistation besetzte, und Sicherheitsorganen. In jenen 

Tagen kam es zu Versammlungen von Demonstranten am Freiheitsplatz in Jerewan, welche 

laut der „Foundation Against the Violation of Law„ (FAVL) unrechtmäßig verhaftet wurden. 

Zahlreiche Berichte zeigten, dass die Protestierenden Schlägen, Erniedrigungen und 

grausamen Behandlungen in Gewahrsam der Polizei ausgesetzt waren. Den 

Rechtsanwälten wurde der Zugang zu den verhafteten Demonstranten für mehrere Stunden 

verwehrt. Demonstranten wurden bis zu 32 Stunden statt der vorgesehenen maximal drei 

Stunden festgehalten und zwar ohne Wasser und Nahrung (FAVL 7.2016). 

Quellen: 

- AA - Auswärtiges Amt (22.3.2016): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage 
in der Republik Armenien 

- FAVL - Foundation Against the Violation of Law„ (7.2016): Statement And Call For Action, 
http://www.favl.am/blog/2016/07/23/statement-and-call-for-action/, Zugriff 3.5.2017 

- USDOS - US Department of State (3.3.2017): Country Report on Human Rights Practices 
2016 – Armenia, http://www.ecoi.net/local_link/337119/466879_en.html, Zugriff 3.5.2017 

3.5. Folter und unmenschliche Behandlung 

Die Anwendung von Folter ist nach Art. 26 der Verfassung verboten. Das armenische 

Strafgesetzbuch steht aber weiterhin nicht in Übereinstimmung mit der UN-Konvention gegen 

Folter (gesetzl. Kriminalisierung gem. Art. 1 der Konvention). Nach armenischer Definition 

fallen Straftaten von Angehörigen staatlicher Institutionen nicht darunter, sondern nur 

http://www.favl.am/blog/2016/07/23/statement-and-call-for-action/
http://www.ecoi.net/local_link/337119/466879_en.html
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strafbare Handlungen von Privatpersonen). Im „Human Rights Strategy Action Plan 2014-

2016“ der armenischen Regierung zur weiteren Umsetzung der armenischen Verpflichtungen 

im Bereich der Menschenrechte wird auf die UN-Konvention gegen Folter kein Bezug 

genommen.  Menschenrechtsorganisationen berichten immer wieder glaubwürdig von Fällen, 

in denen es bei Verhaftungen oder Verhören zu Folterungen (z.B. Elektroschocks, 

wiederholte Schläge auf den Kopf) gekommen sein soll. Folteropfer können den Rechtsweg 

nutzen, einschließlich der Möglichkeit, sich an den Verfassungsgerichtshof bzw. den 

Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) zu wenden. Abgesehen davon gibt 

es allerdings keinen Mechanismus, Folterverdachtsfälle gegenüber Beamten zu 

untersuchen, da beispielsweise Dienstaufsichtsbeschwerden nicht vorgesehen sind (AA 

22.3.2016). 

Polizeiübergriffe auf Verdächtige während deren Festnahme, Inhaftierung und Befragung 

sind weiterhin ein Problem. Laut Menschenrechtsorganisationen melden die meisten Opfer 

Übergriffe nicht, weil sie Angst vor Vergeltung haben. Am häufigsten passieren Misshandlung 

in Polizeistationen, weil diese im Unterschied zu Gefängnissen oder polizeilichen 

Hafteinrichtungen nicht der öffentlichen Überwachung unterliegen (USDOS 3.3.2017). 

Das Helsinki Komitee Armenien berichtet für 2016 über unzählige Fälle von Polizeigewalt. 

Einer Gruppe von zivilen Beobachtern, die die armenischen Gefängnisse besuchte, 

berichtete, dass eine große Zahl von Personen brutalen Schlägen ausgesetzt war, bevor sie 

in die Haftanstalten gebracht wurden (HCA 1.2017). 

Der Menschenrechtskommissar des Europarates zeigte sich besorgt, dass erzwungene 

Geständnisse regelmäßig bei Gericht Verwendung finden. Überdies gäbe es Fälle, bei denen 

Personen, die Beschwerde gegen Misshandlung während der Einvernahme einlegten, 

wegen Falschaussage verurteilt wurden (CoE-CommDH 10.3.2015). 

Der Sonderermittlungsdienst der Republik Armenien, eine Beschwerdeeinrichtung zur 

Untersuchung von strafrechtlichen Vergehen von Behörden, berichtete für das Jahr 2016 von 

705 Fällen, in denen ermittelt wurde, im Vergleich zu 654 im Jahr 2015. In 104 Straffällen 

wurden Untersuchungen durchgeführt, die BürgerInnen betrafen, welche illegal von der 

Polizei oder anderen Körperschaften festgehalten wurden, und es hierbei zu Freiheitsentzug, 

Folter oder anderen Menschenrechtsverletzungen durch Offizielle kam (SIS 27.1.2017). 

Quellen: 

- AA - Auswärtiges Amt (22.3.2016): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante 
Lage in der Republik Armenien 

- CoE-CommDH - Council of Europe - Commissioner for Human Rights (10.3.2015): 
Report By Nils Muižnieks Commissioner For Human Rights Of The Council Of Europe 
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Following His Visit To Armenia From 5 To 9 October 2014 [CommDH(2015)2], 
http://www.ecoi.net/file_upload/1226_1426583985_commdharmenia.pdf, Zugriff 3.5.2017 

- HCA – Helsinki Committee of Armenia (1.2017): Ditord Observer #1, Human Rights in 
Armenia in 2016, http://www.civicsolidarity.org/sites/default/files/ditord-2017-01engweb-
1.pdf, Zugriff 3.5.2017 

- SIS - Special Investigation Service of the Republic of Armenia (27.1.2017): RA Special 
Investigation Service summed up the year, http://www.ccc.am/en/1428493746/3/5433, 
Zugriff 3.5.2017 

- USDOS - US Department of State (3.3.2017): Country Report on Human Rights Practices 
2016 – Armenia, http://www.ecoi.net/local_link/337119/466879_en.html, Zugriff 3.5.2017 

3.6. Korruption 

Zu den gravierenden Demokratiedefiziten kommt die grassierende Korruption, vor allem im 

staatlichen Gesundheitswesen, der öffentlichen Verwaltung und der Gerichtsbarkeit. Die 

Korruption wird, neben dem Oligarchentum, als größtes Hindernis für die wirtschaftliche 

Entwicklung und den Aufbau einer Zivilgesellschaft Armeniens gesehen. Armenien hat trotz 

von Regierungsseite seit Jahren angekündigten Verbesserungen und verabschiedeten 

Antikorruptionsstrategien in den letzten Jahren nur geringe Fortschritte in der 

Korruptionsbekämpfung gemacht (AA 22.3.2016). 

Der Kampf gegen Korruption ist seit Jahren an der Spitze der politischen Agenda in 

Armenien, evident durch mehrere Rechtsreformen in Bezug auf Korruption, Integrität und 

Stärkung der Justiz.  Nichtsdestotrotz sind sich Beobachter weitgehend einig, dass 

Korruption weiterhin ein wichtiges Problem für die armenische Gesellschaft darstellt. Die 

Justiz wird als besonders der Korruption zugeneigt angesehen (CoE-GRECO 25.6.2016). 

Das Gesetz sieht zwar strafrechtliche Sanktionen für Korruptionsdelikte von Beamten vor, 

doch setzt die Regierung das Gesetz nicht effektiv um, sodass viele Beamte, die sich 

korrupter Praktiken bedienen, straffrei gehen. Es bestehen zahlreiche Anschuldigungen 

hinsichtlich  Korruption in Regierungskreisen. Obwohl es die Verfassung verbietet, dass 

Geschäftsleute gleichzeitig öffentliche Positionen einnehmen, besetzen Oligarchen und 

Firmenleiter Sitze in der Nationalversammlung. Auch benützen zahlreiche 

Regierungsmitarbeiter ihre Ämter, um ihre privaten Geschäftsinteressen voranzutreiben. 

Oligarchen, die in Verbindung zur Regierung stehen oder selbst Regierungsposten 

einnehmen, monopolisieren die Wirtschaft. Überdies ignorieren die Behörden 

Medienberichte, aus denen hervorgeht, dass Regierungsvertreter in korrupte 

Machenschaften verstrickt sind (USDOS 3.3.2017). 

Das GAN Business Anti-Corruption Portal sah 2016 ein hohes Korruptionsrisiko bei der 

Führung oder Investitionsplanung von Geschäften. Zwar wurde ein gewisser Fortschritt im 

http://www.ecoi.net/file_upload/1226_1426583985_commdharmenia.pdf
http://www.civicsolidarity.org/sites/default/files/ditord-2017-01engweb-1.pdf
http://www.civicsolidarity.org/sites/default/files/ditord-2017-01engweb-1.pdf
http://www.ccc.am/en/1428493746/3/5433
http://www.ecoi.net/local_link/337119/466879_en.html
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Kampf gegen die allgegenwärtige Korruption verzeichnet, doch gab das enge Verhältnis 

zwischen Oligarchen, Politik- und Wirtschaftskreisen Anlass zur Sorge über Vetternwirtschaft 

und Einflussnahme. Im Justizwesen werden Schmier- und Bestechungsgelder oft bezahlt, 

um günstige Gerichtsurteile zu erlangen. Auch die Polizei stellt für Geschäftsaktivitäten ein 

hohes Korruptionsrisiko dar. In der öffentlichen Verwaltung besteht für Geschäftstätigkeiten 

ein moderates Korruptionsrisiko. Allerdings besteht im Umgang mit der Zoll- oder 

Steueradministration sowie mit dem öffentlichen Beschaffungswesen ein hohes derartiges 

Risiko (GAN 7.2016). 

Laut einer von Transparency International in Auftrag gegebenen Umfrage unter 1.527 

ArmernierInnen waren 2016 lediglich 14% der Meinung, dass die Regierung den Kampf 

gegen Korruption ziemlich oder sehr gut führt, um 7% weniger als 2013. Fast Zwei-Drittel 

betrachteten die Regierungspolitik als sehr schlecht oder schlecht. Hierbei sahen die 

Befragten die Vertreter von Regierungsinstitutionen als am meisten in Korruption verwickelt. 

77% der ArmenierInnen gaben an, dass die Anzeige von Korruption gesellschaftlich nicht 

akzeptiert ist (der höchste Wert unter den 42 Ländern der Region) (TI 2017). Auf dem 

Korruptionswahrnehmungsindex 2016 belegte Armenien Platz 113 (2014: 94) von insgesamt 

176 untersuchten Staaten (TI 2016). 

Quellen: 

- AA - Auswärtiges Amt (22.3.2016): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage 
in der Republik Armenien 

- CoE-GRECO – Council of Europe – Group of States against Corruption (25.2.2016): 
Fourth Evaluation Round, Corruption prevention in respect of members of parliament, 
judges and prosecutors , Evaluation Report Armenia [Greco Eval IV Rep (2015) 1E], 
https://rm.coe.int/CoERMPublicCommonSearchServices/DisplayDCTMContent?document
Id=09000016806c2bd8, Zugriff 3.5.2017 

- GAN Business Anti-Corruption Portal (7.2016): Armenia Corruption Report, 
http://www.business-anti-corruption.com/country-profiles/armenia, Zugriff 3.5.2017 

- TI - Transparency International (2016): Corruption Perceptions Index 2016, 
https://www.transparency.org/country/ARM, Zugriff 3.5.2017 

- TI – Transparency International (2017): Global Corruption Barometer (GCB) 2016, 
https://transparency.am/en/gcb, Zugriff 3.5.2017 

- USDOS - US Department of State (3.3.2017): Country Report on Human Rights Practices 
2016 – Armenia, http://www.ecoi.net/local_link/337119/466879_en.html, Zugriff 3.5.2017 

3.7. Nichtregierungsorganisationen und Menschenrechtsaktivisten (NGOs) 

Aktuell sind zwar rund 9.000 NGOs in Armenien registriert, davon aber nur rund 1.000 

tatsächlich aktiv. Es gibt keine Berichte über Ablehnungen der Registrierung einer 

Menschenrechts- oder einer politischen Organisation. Die Menschenrechtsorganisationen 

haben Zugang zu Medien, Behörden und Vertretern internationaler Organisationen. Die 

https://rm.coe.int/CoERMPublicCommonSearchServices/DisplayDCTMContent?documentId=09000016806c2bd8
https://rm.coe.int/CoERMPublicCommonSearchServices/DisplayDCTMContent?documentId=09000016806c2bd8
http://www.business-anti-corruption.com/country-profiles/armenia
https://www.transparency.org/country/ARM
https://transparency.am/en/gcb
http://www.ecoi.net/local_link/337119/466879_en.html
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Arbeit der NGOs, die sich mit Themen wie Medien, Versammlungs- und Meinungsfreiheit 

oder Korruption beschäftigen, wird seitens der Exekutive nicht unterstützt, in der Regel aber 

auch nicht behindert (AA 22.3.2016). 

Aufgrund des sowjetischen Erbes haben zivile Vereinigungen in Armenien keine tief 

verwurzelte Traditionen. Obgleich die armenische Gesellschaft von einem lebhaften sozialen 

Kapital gekennzeichnet ist, sind formale zivile Organisationen, im speziellen die 

Mitgliedschaft in zivilgesellschaftlichen Organisationen immer noch unpopulär. Das 

öffentliche Vertrauen in die Zivilgesellschaft bleibt markant niedrig, und NGOs werden oft mit 

politischen Akteuren in Verbindung gesetzt (BTI 2016). 

Anlässlich einer Diskussionsrunde des „Policy Forum Armenia“ im Oktober 2016, an dem 

mehrere NGOs und Rechtsexperten teilnahmen, wurde konstatiert, dass Armenien eine 

starke, aktive und gebildete Zivilgesellschaft habe, die willens ist, für ihre Rechte zu kämpfen 

und Veränderungen vorwärts zu treiben. Allerdings blieben die Aktionen wegen des mangels 

an  technischer und materieller Unterstützung isoliert, welche, so vorhanden, die 

Bemühungen effektiver machen würde (Hetq 17.10.2016). 

Quellen: 

- AA - Auswärtiges Amt (22.3.2016): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage 
in der Republik Armenien 

- BTI - Bertelsmann Stiftung (2016): BTI 2016; Armenia Country Report, http://www.bti-
project.org/fileadmin/files/BTI/Downloads/Reports/2016/pdf/BTI_2016_Armenia.pdf, 
Zugriff 2.5.2017 

- Heqt-investigative journalists (17.10.2016): Armenia Human Rights Panel Concludes in 
Washington, http://hetq.am/eng/news/71792/armenia-human-rights-panel-concludes-in-
washington.html, Zugriff 2.5.2017 

3.8. Ombudsmann 

Das Büro des Ombudsmannes hat das Mandat, die Menschenrechte und grundlegende 

Freiheiten vor dem Missbrauch durch die Regierung zu schützen. Das Büro des 

Ombudsmannes dient als effektiver Anwalt durch die Veröffentlichung von Berichten zu 

Menschenrechtsproblemen. Im Speziellen richtet bzw. macht es die Regierung auf 

Menschenrechtsverletzungen, unrechtmäßige Festnahmen und Verfehlungen der Polizei bei 

der Auflösung von Protesten wie im Juli 2016 aufmerksam (USDOS 3.3.2017). 

Der Ombudsmann muss einen schwierigen Spagat zwischen Exekutive und den 

Rechtsschutz suchenden Bürgern vollziehen. Mit Unterstützung der OSZE wurden drei 

regionale Zweigstellen des Ombudsmanns-Büros aufgebaut, was die Sichtbarkeit und 

Einsatzfähigkeit erhöht. Im armenischen Haushalt 2015 wurden insgesamt 481.300 Euro für 

die Arbeit des Menschenrechtsverteidigers eingeplant (2013: 440.000 Euro) (AA 22.3.2016). 

http://hetq.am/eng/ne
http://hetq.am/eng/ne
http://hetq.am/eng/news/71792/armenia-human-rights-panel-concludes-in-washington.html
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Der Ombudsmann gilt allgemein als positive Ausnahme beim Umgang mit Problemen im 

Bereich der Menschen- und Bügerrechte. Er hat aktiv die staatlichen Defizite beim Schutz 

der Rechte von Journalisten oder gar der Verletzung der zivilen Freiheiten sowie der 

Meinungsfreiheit angeprangert (BTI 2016). 

Quellen: 

- AA - Auswärtiges Amt (22.3.2016): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage 
in der Republik Armenien 

- BTI - Bertelsmann Stiftung (2016): BTI 2016; Armenia Country Report, http://www.bti-
project.org/fileadmin/files/BTI/Downloads/Reports/2016/pdf/BTI_2016_Armenia.pdf, 
Zugriff 2.5.2017 

- USDOS - US Department of State (3.3.2017): Country Report on Human Rights Practices 
2016 – Armenia, http://www.ecoi.net/local_link/337119/466879_en.html, Zugriff 2.5.2017 

 
 

3.9. Wehrdienst und Rekrutierung 

Männer armenischer Staatsangehörigkeit unterliegen vom 18. bis zum 27. Lebensjahr der 

allgemeinen Wehrpflicht (24 Monate). Auf Antrag besteht die Möglichkeit der Rückstellung 

aus sozialen Gründen (z.B. Hochschulstudium, pflegebedürftige Eltern, zwei oder mehr 

Kinder). Die Einberufung zu jährlichen Reserveübungen ist möglich. Presseberichten und 

offiziellen aserbaidschanischen Angaben zufolge werden armenische Wehrdienstleistende 

auch an der Waffenstillstandslinie mit Bergkarabach eingesetzt. Männliche Armenier ab 16 

Jahren sind zur Wehrregistrierung verpflichtet. Sofern sie sich im Ausland aufhalten und sich 

nicht vor dem Erreichen des 16. Lebensjahres aus Armenien abgemeldet haben, müssen sie 

zur Musterung nach Armenien zurückkehren; andernfalls darf ihnen kein Reisepass 

ausgestellt werden. Nach der Musterung kann die Rückkehr ins Ausland erfolgen. Ab dem 

18. Lebensjahr muss entweder der Wehrdienst abgeleistet werden oder eine Rückstellung 

erfolgen (AA 22.3.2016). 

Es besteht ein komplexes System von gesetzlichen Garantien und Schutzmechanismen 

sowie interne wie externe Mechanismen, damit die Rechte des Personals, inklusive der 

Rekruten, in den Streitkräften geschützt werden. Auch bestehen externe und alternative 

Mechanismen zum Schutz der Rechte des Militärpersonals, so etwa der Rechtsschutz oder 

Beschwerden, die sowohl an den armenischen Ombudsmann als auch den „Public Council“ 

des Verteidigungsministeriums gerichtet werden können, welcher aus Vertretern von lokalen 

NGOs besteht, und sich mit Beschwerden zu Menschenrechtsverletzungen, speziell während 

der Einberufung, auseinandersetzt (OSCE 18.4.2017). 

http://www.bti-project.org/fileadmin/files/BTI/Downloads/Reports/2016/pdf/BTI_2016_Armenia.pdf
http://www.bti-project.org/fileadmin/files/BTI/Downloads/Reports/2016/pdf/BTI_2016_Armenia.pdf
http://www.ecoi.net/local_link/337119/466879_en.html
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Quellen: 

- AA - Auswärtiges Amt (22.3.2016): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage 
in der Republik Armenien 

- OSCE – Organization for Security and Co-operation in Europe (18.4.2017): Response by 
the Delegation of Armenia to the Questionnaire on the Code of Conduct on Politico-
Military Aspects of Security, http://www.osce.org/forum-for-security-
cooperation/311996?download=true, Zugriff 28.4.2017 

3.9.1. Wehrersatzdienst 

Es gibt einen Ersatzdienst für Kriegsdienstverweigerer. Im Gesetz über den alternativen 

Wehrdienst vom 17. Dezember 2003 ist sowohl ein 30-monatiger Ersatzdienst innerhalb der 

Streitkräfte (ohne Waffen) als auch ein 36-monatiger Ersatzdienst außerhalb der Streitkräfte 

vorgesehen. Die Anzahl der Wehrdienstverweigerer ist gering (AA 22.3.2016). 

Der Europäische Ausschuss für Soziale Rechte des Europarates (ESCR) befand Ende 2016, 

dass auch nach der Reduktion der Zivildienstdauer von 42 auf 36 Monate bzw. auf 30 

Monate innerhalb der Armee, die Dauer im Vergleich zum Wehrdienst von 24 Monaten zu 

lang ist, und somit weiterhin nicht mit der Europäischen Sozialcharta konform geht (CoE-

ECSR 1.2017). 

Quellen: 

- AA - Auswärtiges Amt (22.3.2016): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage 
in der Republik Armenien 

- CoE-ECSR - Council of Europe - European Committee of Social Rights (1.2017): 
European Committee of Social Rights Conclusions 2016; Armenia, 
http://www.ecoi.net/file_upload/1226_1486111217_cr-2016-arm-eng.pdf, Zugriff 27.4.2017 

3.9.2. Wehrdienstverweigerung und Desertion 

Wehrpflichtige, die sich zunächst ihrer Wehrpflicht entzogen haben, müssen trotz 

vorhandener Strafvorschriften grundsätzlich nicht mit einer Bestrafung rechnen, wenn sie 

sich nach Rückkehr bei der zuständigen Einberufungsbehörde melden. Auch bereits 

eingeleitete Ermittlungsverfahren wegen Wehrdienstentzugs werden in solchen Fällen 

eingestellt. Zudem gibt es Amnestien, zuletzt 2001. Männer über 27 Jahre, die sich der 

Wehrpflicht entzogen haben, können gegen Zahlung einer Geldbuße die Einstellung der 

strafrechtlichen Verfolgung erreichen (AA 22.3.2016). 

Alle Personen, die wegen Wehrdienstverweigerung angeklagt oder verurteilt waren, konnten 

sich nach der Gesetzesreform von 2013 für den Zivildienst entscheiden, wobei ihnen etwaige 

bereits abgeleistete Haftstrafen auf die Dauer des noch abzuleistenden Dienstes 

angerechnet wurden (CoE-PA 27.8.2014). 

http://www.osce.org/forum-for-security-cooperation/311996?download=true
http://www.osce.org/forum-for-security-cooperation/311996?download=true
http://www.ecoi.net/file_upload/1226_1486111217_cr-2016-arm-eng.pdf
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Quellen: 

- AA - Auswärtiges Amt (22.3.2016): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage 
in der Republik Armenien 

- CoE-PA – Council of Europe-Parliamentary Assembly,  Committee on the Honouring of 
Obligations and Commitments by Member States of the Council of Europe (27.8.2014): 
Honouring of obligations and commitments by Armenia - Information note by the co-
rapporteurs on their fact-finding visit to Yerevan (16 to 18 June 2014), 
http://www.assembly.coe.int/CommitteeDocs/2014/amondoc19-2014.pdf, Zugriff 
27.4.2017 

3.10. Allgemeine Menschenrechtslage 

Die Verfassung enthält einen ausführlichen Grundrechtsteil modernen Zuschnitts, der auch 

wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte mit einschließt. Durch Verfassungsänderungen 

im Jahr 2015 wurde der Grundrechtekatalog noch einmal erheblich ausgebaut. Ein Teil der 

Grundrechte können im Ausnahmezustand oder im Kriegsrecht zeitweise ausgesetzt oder 

mit Restriktionen belegt werden. Gemäß Verfassung ist der Kern der Bestimmungen über 

Grundrechte und –freiheiten unantastbar. Menschenrechte werden zum größten Teil durch 

die Sicherheitsorgane, politische Amtsträger und Privatpersonen aus dem Umfeld der sich 

über dem Gesetz wähnenden Oligarchen oder deren Strukturen verletzt (AA 22.3.2016). 

Das US Department of State sah die signifikantesten Menschenrechtsprobleme in der 

Straffreiheit  der Gesetzesvollzugsorgane. Andere Probleme waren unerklärliche Todesfälle 

in der Armee ohne Kampfeinwirkung, Misshandlungen von Rekruten durch Offiziere, 

Vorwürfe von Polizeiübergriffen während des Verhörs und des Arrestes, der Mangel an 

Transparenz hinsichtlich der Gründe für die  Festnahmen und unklare Kriterien für die 

Freilassung. Gerichtsprozesse waren oft langwierig und die Gerichte waren nicht fähig, die 

Gesetze im Sinne der Gewährung eines fairen Verfahrens anzuwenden. Die Polizei hatte 

Journalisten im Visier. Im Bereich der Medien waren der Mangel an Diversität und die 

Selbstzensur ein Problem. Die Achtung der Versammlungsfreiheit verschlechterte sich, und 

die Autoritäten schränkten die Freiheit zur Teilhabe am politischen Prozess sowie den 

politischen Pluralismus ein. Mitgliedern religiöser Minderheiten widerfuhr gesellschaftliche 

Stigmatisierung und LGBTI-Personen sahen sich mit Diskriminierung von offizieller Seite 

sowie gesellschaftlicher Gewalt konfrontiert. Die Regierung schränkte 

ArbeitnehmerInnenrechte ein und setzte Bestimmungen des Arbeitsrechtes kaum um 

(USDOS 3.3.2017). 

Laut Human Rights Watch wandten die Autoritäten exzessive und unverhältnismäßige 

Gewalt gegen friedliche Demonstranten an, attackierten Journalisten und erwirkten 

ungerechtfertigte Strafanzeigen gegen Demonstrationsanführer und -teilnehmer. 

http://www.assembly.coe.int/CommitteeDocs/2014/amondoc19-2014.pdf
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Misshandlungen während der Haft blieb ein stetes Problem und Untersuchungen hierzu 

blieben ineffektiv (HRW 12.1.2017). 

Auch Amnesty International sah vor allem das Agieren der Polizei als problematisch. Neben 

der exzessiven Polizeigewalt gegen Demonstranten, den willkürlichen Verhaftungen, nahmen 

Vorwürfe wegen Folter und Misshandlungen in Polizeigewahrsam den Großteil des Berichtes 

2016/17 ein (AI 22.2.2017). 

Quellen: 

- AA - Auswärtiges Amt (22.3.2016): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage 
in der Republik Armenien 

- AI - Amnesty International (22.2.2017): Amnesty International Report 2016/17 - The State 
of the World's Human Rights - Armenia, 
http://www.ecoi.net/local_link/336439/466050_en.html, 26.4.2017 

- HRW - Human Rights Watch (12.1.2017): World Report 2017 - Armenia, 
http://www.ecoi.net/local_link/334725/463172_en.html, Zugriff 26.4.2017 

- USDOS - US Department of State (3.3.2017): Country Report on Human Rights Practices 
2016 – Armenia, http://www.ecoi.net/local_link/337119/466879_en.html, Zugriff 26.4.2017 

3.11. Meinungs- und Pressefreiheit 

Die Verfassung schützt die Freiheit der Meinung, Information, Medien und anderer 

Informationsmittel. Es gibt offiziell keine Zensur. Kritik an der Regierung und ihren Vertretern 

wird generell mit Ausnahme einiger Tabuthemen (u. a. Stellung der Frau in der Gesellschaft, 

Schutz der LGBTTI vor Verfolgung und Diskriminierung, der Bergkarabach-Konflikt, 

Misshandlung von Rekruten in den Streitkräften) geduldet. Die Zahl der Gerichtsverfahren 

gegen Journalisten und Medien ist im Vergleich zu 2013 leicht rückläufig. Allerdings wurden 

2015 19 Journalisten Opfer gewalttätiger Übergriffe. Viele Journalistinnen und Journalisten 

neigen zur Selbstzensur. Üble Nachrede und Verleumdung werden nach einer 

Gesetzesänderung nicht mehr strafrechtlich verfolgt. Betroffenen steht stattdessen der 

zivilrechtliche Klageweg offen. Die Zahl der zivilrechtlichen Klagen gegen Medien und 

Journalisten hat in der Folge stark zugenommen, und es ergingen eine Reihe 

unverhältnismäßig hoher Geldstrafen (AA 22.3.2016). 

Die meisten Individuen können ohne Furcht vor Repressalien die Regierung privat oder 

öffentlich kritisieren sowie Themen von allgemeinen Interesse diskutieren. Mitarbeiter von 

Medienhäusern hingegen üben oft Selbstzensur, um öffentliche Schikanen zu vermeiden. 

Print- und elektronischen Medien mangelt es im Allgemeinen an der Vielfalt von politischen 

Anschauungen sowie objektiver Berichterstattung. Einzelpersonen oder Gruppen besitzen 

die meisten Zeitungen, welche zumal die politischen Neigungen ihrer Besitzer und Finanziers 

widerspiegeln, die wiederum oft der Regierung nahe stehen. Politiker der Regierungspartei 

http://www.ecoi.net/local_link/336439/466050_en.html
http://www.ecoi.net/local_link/334725/463172_en.html
http://www.ecoi.net/local_link/337119/466879_en.html
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und deren politische Führungskräfte besitzen die meisten Fernsehsender. Regionalsender 

bieten mitunter alternative Ansichten, meist durch extern produzierte Beiträge. Bei politisch 

sensiblen Themen jedoch, bringen die Medien im überwiegenden Ausmaß nur die von der 

Regierung unterstützten Ansichten und Analysen (USDOS 3.3.2017). 

Im April 2016 zeigte sich die OSCE Vertreterin für die Medienfreiheit, Dunja Mijatović, 

besorgt in Bezug auf die Sicherheit von JournalistenInnen nach den Zwangsmaßnahmen der 

Polizei gegen Medienvertretern in Jerewan (OSCE-RFM 26.4.2016). Anfang August 2016 

ersuchte Dunja Mijatović die armenische Regierung angesichts der Massenunruhen, dass 

die Rechte und die Sicherheit von Journalisten geschützt werden. Denn zahlreiche Reporter 

und deren Kamerateams wurden von Polizisten und Zivilpersonen tätlich angegriffen (OSCE-

RFM 1.8.2016) und verletzt, während sie im Juli 2016 von der gewaltsamen Auflösung einer 

Demonstration berichteten (RWB 2017). 

Laut Reportern ohne Grenzen ist die Printmedien-Szene vielfältig und polarisiert. Der 

investigative Journalismus prosperiert im Internet, während der Medienpluralismus im 

Rundfunkbereich hinterher hinkt. Im World Press Freedom Index 2017 lag Armenien auf 

Platz 79 von 180 Ländern (RWB 2017). 

Quellen: 

- AA - Auswärtiges Amt (22.3.2016): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage 
in der Republik Armenien 

- OSCE-RFM  - Organization for Security and Co-operation in Europe – Representative on 
Freedom of Media (26.4.2016): OSCE Representative reiterates call on Armenia 
authorities to ensure journalists’ safety, http://www.osce.org/fom/236121, Zugriff 26.4.2017 

- OSCE-RFM  - Organization for Security and Co-operation in Europe – Representative on 
Freedom of Media (1.8.2016): ,OSCE media freedom representative urges protection for 
journalists reporting on civil unrest in Armenia, http://www.osce.org/fom/257336, Zugriff 
26.4.2017 

- RWB – Reporters without Borders (2017): Armenia – mixed success, 
https://rsf.org/en/armenia, Zugriff 26.4.2017 

- USDOS - US Department of State (3.3.2017): Country Report on Human Rights Practices 
2016 – Armenia, http://www.ecoi.net/local_link/337119/466879_en.html, Zugriff 26.4.2017 

3.12. Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit / Opposition 

3.12.1. Versammlungsfreiheit 

Die Verfassung (Art. 44) garantiert das Recht auf Organisation von und Teilnahme an 

„friedlichen und nicht bewaffneten“ Versammlungen. Das Versammlungsgesetz entspricht 

EU- und anderen internationalen Standards (AA 22.3.2016). 

http://www.osce.org/fom/236121
http://www.osce.org/fom/257336
https://rsf.org/en/armenia
http://www.ecoi.net/local_link/337119/466879_en.html
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Während viele kleinere Versammlungen 2016 ohne Interventionen abliefen, kam es seitens 

der Ordnungsmacht in anderen Fällen zur Anwendung von Gewalt und exzessiven Vorgehen 

gegen Demonstranten bzw. zu deren willkürlichen Festnahme (USDOS 3.3.2017; vgl. FH 

29.3.2017). 

Im Sommer 2016 wurden laut Human Rights Watch Dutzende Personen anlässlich von 

Demonstrationen willkürlich festgenommen, geschlagen und gegen einige Strafanzeige 

erhoben. Die Behörden beriefen sich auf Polizeiaussagen, um ein Strafverfahren gegen 40 

Personen wegen „Organisierung von Massenunruhe“ einzuleiten, worauf bis zu zehn Jahre 

Gefängnis stehen. Die Behörden verweigerten vielen Festgenommenen grundlegende 

Rechte, wie den unmittelbaren Zugang zu einem Rechtsanwalt eigener Wahl oder Verwandte 

über ihr Verbleiben zu informieren. Einigen Häftlingen, die durch Polizeischläge ernsthaft 

verletzt wurden, verweigerte die Polizei prompte medizinische Versorgung (HRW 12.1.2017). 

Quellen: 

-  AA - Auswärtiges Amt (22.3.2016): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante 
Lage in der Republik Armenien 

- FH - Freedom House (29.3.2017): Nations in Transit 2017 - Armenia, 
http://www.ecoi.net/local_link/338542/468579_en.html, Zugriff 26.4.2017 

- HRW - Human Rights Watch (12.1.2017): World Report 2017 - Armenia, 
http://www.ecoi.net/local_link/334725/463172_en.html, Zugriff 26.4.2017 

- USDOS - US Department of State (3.3.2017): Country Report on Human Rights Practices 
2016 – Armenia, http://www.ecoi.net/local_link/337119/466879_en.html, Zugriff 26.4.2017 

3.12.2. Vereinigungsfreiheit 

Die Vereinigungsfreiheit hat Verfassungsrang. Die Gesetzgebung entspricht im Wesentlichen 

internationalen Standards, weist aber in der Umsetzung Defizite auf. Das Recht auf Streik gilt 

nicht uneingeschränkt. Bestimmten Berufsgruppen (z.B. Polizei) ist das Recht verwehrt, 

Gewerkschaften beizutreten. Der große informelle Arbeitsmarkt behindert de facto die 

Wahrnehmung wirtschaftlicher und sozialer Grundrechte. Zudem machen wegen der 

ungünstigen Wirtschaftslage und der somit unsicheren Arbeitsplätze nur wenige 

Arbeitnehmer von ihrem Recht, sich gewerkschaftlich zu organisieren, Gebrauch (AA 

22.3.2016). 

Die Regierung respektiert im Allgemeinen die Vereinigungsfreiheit, allerdings erlaubt das 

Gesetz den NGOs nicht Geld für deren Dienste zu verlangen oder zwecks Finanzierung der 

Vereine profitorientierte Aktivitäten zu setzen. Somit sind NGOs von Spenden und 

Geschenken abhängig (USDOS 3.3.2017) 

Quellen: 

http://www.ecoi.net/local_link/338542/468579_en.html
http://www.ecoi.net/local_link/334725/463172_en.html
http://www.ecoi.net/local_link/337119/466879_en.html
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- AA - Auswärtiges Amt (22.3.2016): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage 
in der Republik Armenien 

- USDOS - US Department of State (3.3.2017): Country Report on Human Rights Practices 
2016 – Armenia, http://www.ecoi.net/local_link/337119/466879_en.html, Zugriff 26.4.2017 

 

3.12.3. Opposition 

Sowohl die Oppositionsparteien als auch die außerparlamentarische Opposition können sich 

frei äußern. Es gibt aber immer wieder belastbare Berichte in der Presse und von NGOs 

über Behinderungen und Ungleichbehandlungen der Oppositionsparteien durch die 

Behörden, z. B. bei Demonstrationen oder Wahlen. In der Vergangenheit kam es bei 

Demonstrationen der Opposition gelegentlich zu Gewaltanwendung durch Dritte, gegen die 

die Polizei im Einzelfall nicht bzw. nicht effektiv einschritt. Die im Dezember 2015 durch 

Referendum gebilligten weitreichenden Verfassungsänderungen sehen nebst einer 

Ausweitung des Grundrechtekatalogs auch die Stärkung der Rechte der Opposition vor (AA 

22.3.2016). 

Es gibt Beschwerden, wonach die Regierung Verwaltungs- und Rechtsmittel verwendet, um 

finanzielle Zuwendungen an Oppositionsparteien zu unterminieren. Dazu gehören etwa 

selektive Steuerprüfungen (USDOS 3.3.2017). 

Quellen: 

- AA - Auswärtiges Amt (22.3.2016): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage 
in der Republik Armenien 

- USDOS - US Department of State (3.3.2017): Country Report on Human Rights Practices 
2016 – Armenia, http://www.ecoi.net/local_link/337119/466879_en.html, Zugriff 25.4.2017 

3.13. Haftbedingungen 

Mit Stand 1.1.2016 befanden sich 4.873 Personen in Haft, was einen Wert von 162 per 

100.000 Einwohner ausmachte und eine Zunahme zu den Vorjahren bedeutet (2014: 3.923; 

2012: 4.532). Fast 29% waren Untersuchungshäftlinge (ICPS 2016). 

Die Haftbedingungen entsprechen nicht westeuropäischen Standards; insbesondere 

bestehen Probleme mit den hygienischen Bedingungen, mit der Überbelegung der 

Gefängnisse und der ärztlichen Versorgung der Gefangenen. Menschenrechtsorganisationen 

haben Zutritt zu den Gefängnissen. Die Lage der Häftlinge hängt stark von der Haftanstalt, in 

der sie untergebracht sind, und dem Stand ihres Verfahrens (Untersuchungs- oder Strafhaft) 

ab. Die armenische Regierung versucht, das Problem mit dem Neubau einer 

Strafvollzugsanstalt in der Region Armawir zu beheben (AA 22.3.2016). 

http://www.ecoi.net/local_link/337119/466879_en.html
http://www.ecoi.net/local_link/337119/466879_en.html
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Das Anti-Folter-Komitee (CPT) des Eurparates sprach in seinem im Herbst 2016 

veröffentlichten Bericht davon, dass anlässlich eines Besuchs im Jahr 2015 die 

Haftbedingungen in Polizeistationen im Allgemeinen zufriedenstellend oder sogar sehr gut 

waren. Hinsichtlich der Haftvollzugsanstalten ergab sich ein divergierendes Bild. In den 

Gefängnissen in Vanadzor und Armavir gab es keine Überbelegung der Zellen, die zudem 

gut ausgestattet und beleuchtet waren. Im Jerewan-Kentron Gefängnis waren die meisten 

Zellen überfüllt und baufällig. Die Haftbedingungen im Nubarashen Gefängnis waren wie 

zuvor inakzeptabel – überbelegt und baufällig. Das Komitee stellte fest, dass es in allen 

Haftanstalten einen chronischen Mangel an Aktivitätsmöglichkeiten für die Insassen gab. Die 

Gesundheitsversorgung in den erwähnten Gefängnissen litt unter Personal- und 

Ausstattungsmangel sowohl von Geräten als auch Medikamenten. Infolge des 

Medikamentenmangels hingen die Insassen stark von der Versorgung durch ihre Verwandten 

ab. Medizinische Untersuchungen bei der Einweisung, insbesondere die Erfassung von 

Verletzungen war weiterhin völlig inadäquat. Dazu gehörte die routinemäßige Anwesenheit 

von Polizisten und Gefängnispersonal bei den medizinischen Untersuchungen, was eine 

Verletzung des Prinzips der ärztliche Schweigepflicht bedeutete. Im Zentralen 

Gefängnishospital stellte die CPT-Delegation limitierte Behandlungsmöglichkeiten und 

allgemein einen Ausstattungsmangel in der psychiatrischen Abteilung fest. Ein 

schwerwiegendes Problem stellte die nach wie vor vorhandene Korruption im 

Gefängnissystem dar. Positiv fiel u.a. auf, dass es keine Vorwürfe von Misshandlungen 

gegen das Gefängnispersonal oder das Personal der beiden besuchten Psychiatrien gab. 

Lebenslänglich Verurteilte mussten nicht mehr in Handschellen ihre Aktivitäten im Freien 

ausüben, und statt eines geschlossenen kam ein semi-geschlossener Strafvollzug zum 

Zuge, wobei zu lebenslanger Haft Verurteilte nicht mehr von den übrigen Insassen getrennt 

wurden (CoE 24.3.2016). 

Laut offiziellen Daten starben 2016 in den ersten zehn Monaten 24 Häftlinge, von diesen 

begingen sieben Selbstmord. Gemäß Menschenrechtsorganisationen tragen nebst der 

ärmlichen Ausstattung der Gefängnisse, organisierte kriminelle Strukturen, hierarchische 

Beziehungen unter den Häftlingen und die Vernachlässigung der medizinischen Versorgung 

zur hohen Todesrate bei. Außerdem gäbe es keine angemessen Untersuchungen der 

Todesfälle. In der Haftanstalt Abovyan bestehen laut NGOs keine geschlechtergerechten 

Bedingungen für Frauen, wie angemessene medizinische Versorgung, Sanitäreinrichtungen, 

Verpflegung und psychologische Betreuung. Andere Probleme sind: ungenießbares Essen, 

mangelhafte Erholungsräume und Duschen, eingeschränkter Zugang zu fließendem Wasser, 

unzureichende Heizung, schlechte Lüftung und kein Zugang zur ärztlichen Versorgung bzw. 
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adäquaten Medikamenten. Die schlimmsten Gefängnisbedingungen herrschen für LGBTI-

Personen. Sie sind regelmäßig Ziel von Diskriminierungen, Gewalt, sexuellen Missbrauch, 

und die Verrichtung von herabwürdigenden Arbeiten. Das Gefängnispersonal verstärkt und 

billigt solche Behandlungen und hält die Betroffenen in separaten Zellen, die in einem 

schrecklichen Zustand sind (USDOS 3.3.2017). 

Quellen: 

- AA - Auswärtiges Amt (22.3.2016): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage 
in der Republik Armenien 

- CoE – Council of Europe (24.3.2016): Armenia: Visit 2015 - Report to the Armenian 
Government on the visit to Armenia carried out by the European Committee for the 
Prevention of Torture and Inhuman or Degrading Treatment or Punishment (CPT) from 5 
to 15 October 2015 [CPT/Inf (2016) 31], http://hudoc.cpt.coe.int/eng?i=p-arm-20151005-
en-2, Zugriff 25.4.2017 

- ICPS - International Centre for Prison Studies (2016): World Prison Brief – Armenia, 
http://www.prisonstudies.org/country/armenia, Zugriff 25.4.2017 

- USDOS - US Department of State (3.3.2017): Country Report on Human Rights Practices 
2016 – Armenia, http://www.ecoi.net/local_link/337119/466879_en.html, Zugriff 25.4.2017 

3.14. Todesstrafe 

Armenien hat im September 2003 das 6. Protokoll zur Europäischen 

Menschenrechtskonvention ratifiziert. Die Todesstrafe ist damit abgeschafft; dies ist in Artikel 

24 der Verfassung verankert (AA 22.3.2016, vgl. Standard 19.4.2003). 

Quellen: 

- AA - Auswärtiges Amt (22.3.2016): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante 
Lage in der Republik Armenien 

- Der Standard (19.4.2003): Armenien schafft Todesstrafe ab, 
https://derstandard.at/1276261/Armenien-schafft-Todesstrafe-ab, Zugriff 25.4.2017 

3.15. Religionsfreiheit 

Die Religionsfreiheit ist verfassungsrechtlich garantiert und darf nur durch Gesetz und nur 

soweit eingeschränkt werden, wie dies für den Schutz der staatlichen und öffentlichen 

Sicherheit, der öffentlichen Ordnung, Gesundheit und Moral notwendig ist. Nach Art. 17 der 

Verfassung wird zudem die Freiheit der Tätigkeit von religiösen Organisationen garantiert. Es 

gibt keine verlässlichen Angaben zum Anteil religiöser Minderheiten an der 

Gesamtbevölkerung; Schätzungen zufolge machen sie weniger als 5 % aus. Die Armenische 

Apostolische Kirche hat quasi den Status einer Staatskirche und nimmt eine faktisch 

privilegierte Stellung ein. Vertreter religiöser Minderheiten beklagen, dass sie kaum Zugang 

zu den meist staatlich kontrollierten Medien erhalten, weshalb sie kaum eine Chance haben, 

http://hudoc.cpt.coe.int/eng?i=p-arm-20151005-en-2
http://hudoc.cpt.coe.int/eng?i=p-arm-20151005-en-2
http://www.prisonstudies.org/country/armenia
http://www.ecoi.net/local_link/337119/466879_en.html
https://derstandard.at/1276261/Armenien-schafft-Todesstrafe-ab
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gegen weit verbreitete Vorurteile und gelegentliche Hetzkampagnen durch private 

Organisationen anzugehen (AA 22.3.2016). 

Die Verfassung schreibt die Trennung von Kirche und Staat vor. Es ist beispielsweise 

Polizisten, Armeeangehörigen und Personen anderer Gesetzesvollzugsorganen verboten, 

Mitglied einer religiösen Organisation zu sein. Die „Mitgliedschaft“ ist allerdings nicht näher 

definiert. Personen der genannten Organe, aber auch Staatsanwälten, ist es verboten ihre 

Stellung zum Vorteil religiöser Vereinigungen zu nutzen oder in deren Sinne zu predigen. 

Trotz der Trennung von Kirche und Staat wird die exklusive Rolle der Armenischen 

Apostolischen Kirche als Nationalkirche im spirituellen Leben, in der Entwicklung der 

Nationalkultur sowie im Erhalt der nationalen Identität des armenischen Volkes anerkannt. 

Die Verfassung verbietet die Anstiftung zum religiösen Hass und erlaubt es 

Wehrdienstverweigerern aus Gewissensgründen einen alternativen Zivildienst abzuleisten 

(USDOS  10.8.2016). 

Quellen: 

- Auswärtiges Amt (22.3.2016): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in 
der Republik Armenien 

- USDOS - US Department of State (10.8.2016): International Religious Freedom Report 
2015 – Armenia, http://www.ecoi.net/local_link/328351/455627_en.html, Zugriff 25.4.2017 

3.15.1. Religiöse Gruppen 

Ungefähr 93% der Bevölkerung gehören der Armenisch-Apostolischen Kirche an. Die größte 

religiöse Minderheit sind die Jesiden. Als gleichzeitig ethnische Gruppe zählte die 

Gemeinschaft laut dem Zensus von 2011 35.300 Personen. Allerdings scheinen sich nicht 

mehr alle Jesiden über ihre Religion als solche zu definieren, sodass deren Anzahl in der 

Religionsstatistik geringer ausfällt als bei der Aufschlüsselung der Ethnien. Nebst den rund 

29.000 evangelischen Christen (ca. 1%) und rund 14.000 Katholiken gibt es eine Vielzahl 

kleinerer Religionsgemeinschaften, unter anderem Zeugen Jehovas (8.700) und Orthodoxe 

Christen (7.500). Über 110.000 haben kein Religionsbekenntnis bzw. gaben keines an (NSS-

RA 2013). 

Die Jesiden leben vor allem in landwirtschaftlichen Gebieten rund um den Berg Aragats, 

nordwestlich von Jerewan. Armenische Katholiken leben vorwiegend im Norden, die meisten 

Juden, Mormonen und orthodoxen Christen leben in Jerewan, ebenso wie kleine Gemeinden 

von überwiegend schiitischen Muslimen (USDOS 10.8.2016). 

Religiöse Minderheiten sind mit Hindernissen konfrontiert, wenn es um Baugenehmigungen 

für Religionsstätten geht. Ihnen widerfahren auch Diskriminierungen im Erziehungssystem, 

http://www.ecoi.net/local_link/328351/455627_en.html
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der Armee, dem Rechtsvollzug und bei der Beschäftigung im öffentlichen Sektor. Vertreter 

von religiösen Minderheiten, die gleichzeitig auch mit ethnischen Minderheiten in 

Verbindungen stehen, berichten von einem besseren Verhältnis zu Regierungsstellen, als 

ethnische Armenier, die einer religiösen Minderheit angehören. Laut mehreren Vertretern von 

religiösen Minderheiten und NGOs sind die Medien weniger kritisch gegenüber religiösen 

Minderheiten als in den Jahren zuvor (USDOS 10.8.2016). 

Religiöse Organisationen mit mindestens 200 Anhängern können sich amtlich registrieren 

lassen und dürfen dann Zeitungen und Zeitschriften mit einer Auflage von mehr als 1.000 

Exemplaren veröffentlichen, regierungseigene Gelände mieten, Fernseh- oder 

Radioprogramme senden und als Organisation Besucher aus dem Ausland einladen. Das 

Gesetz verbietet zwar Bekehrungen durch religiöse Minderheiten; missionarisch aktive 

Glaubensgemeinschaften wie die Zeugen Jehovas oder die Mormonen sind jedoch tätig und 

werden staatlich nicht behindert. Die wenigen Muslime leben vor allem in Jerewan. Sie 

können ihren Glauben frei ausüben (AA 22.3.2016). 

Quellen: 

- Auswärtiges Amt (22.3.2016): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in 
der Republik Armenien 

- NSS-RA - National Statistical Service of the Republic of Armenia (2013):  The Results of 
2011 Population Census of the Republic of Armenia, Table.5.4: Population (urban, rural) 
by Ethnicity, Sex and Religious Belief, http://armstat.am/file/doc/99486278.pdf, Zugriff 
24.4.2017 

- USDOS - US Department of State (10.8.2016): International Religious Freedom Report 
2015 – Armenia, http://www.ecoi.net/local_link/328351/455627_en.html, Zugriff 24.4.2017 

 

3.16. Ethnische Minderheiten 

Es gibt keine rassisch diskriminierende Gesetzgebung. Die Bevölkerung setzt sich aus ca. 

96 % armenischen Volkszugehörigen und ca. 4% Angehörigen von Minderheiten (vor allem 

Jesiden, aber auch Russen, Kurden, Griechen, Juden, Georgier, Ukrainer, Assyrer sowie 

einige wenige Deutsche) zusammen. Die Volkszugehörigkeit wird in armenischen 

Reisepässen nur eingetragen, wenn der Passinhaber dies beantragt. Die Verfassung 

garantiert nationalen Minderheiten das Recht, ihre kulturellen Traditionen und ihre Sprache 

zu bewahren, in der sie u.a. studieren und veröffentlichen dürfen. Zugleich verpflichtet ein 

Gesetz alle Kinder zu einer Schulausbildung in armenischer Sprache (AA 22.3.2016). 

http://armstat.am/file/doc/99486278.pdf
http://www.ecoi.net/local_link/328351/455627_en.html
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Die Raten bei Anmeldung und beim Schulbesuch als solchen sind unter Kindern von 

ethnischen Minderheiten, besonders bei Jesiden, Kurden und Molokanen deutlich unter dem 

Durchschnitt, ebenso die Drop-Out-Rate nach der achten Schulstufe (USDOS 3.3.2017). 

Seit den Parlamentswahlen Anfang April 2017 gibt es erstmals vier reservierte Sitze für die 

größten nationalen Minderheiten, nämlich für die Jesiden, Russen, Assyrer und Kurden 

(OSCE 3.4.2017). 

Nach gewaltsamen Ausschreitungen gegen Armenier in Aserbaidschan im zeitlichen 

Zusammenhang mit dem Bergkarabach-Konflikt und dem Zerfall der Sowjetunion, flüchtete 

bis Ende 1988 der überwiegende Teil der in Armenien lebenden Aserbaidschaner. Heute 

leben nur wenige aserbaidschanische Volkszugehörige in Armenien, meist Ehepartner von 

Armeniern oder Abkömmlinge gemischter Ehen. Diese besitzen die armenische 

Staatsangehörigkeit, die Mehrzahl hat auch armenische Familiennamen angenommen. 

Glaubhafte Berichte über staatliche Repressionen liegen nicht vor (AA 22.3.2016). 

Quellen: 

- Auswärtiges Amt (22.3.2016): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in 
der Republik Armenien 

- OSCE/ODIHR – Organization for Security and Cooperation in Europe/ Office for 
Democratic Institutions and Human Rights et alia (3.4.2017): Armenia, Parliamentary 
Elections, 2 April 2017: Statement of Preliminary Findings and Conclusions, 
http://www.osce.org/office-for-democratic-institutions-and-human-
rights/elections/armenia/309156?download=true, Zugriff 24.4.2017 

- USDOS - US Department of State (3.3.2017): Country Report on Human Rights 
Practices 2016 – Armenia, http://www.ecoi.net/local_link/337119/466879_en.html, Zugriff 
24.4.2017 

3.17.  Relevante Bevölkerungsgruppen 

3.17.1. Frauen 

Verfassung und Gesetze schreiben die Gleichberechtigung von Männern und Frauen fest 

und verbieten die Diskriminierung auf der Basis des Geschlechts. Die Rolle der Frau in 

Armenien ist gleichwohl durch das in der Bevölkerung verankerte patriarchalische 

Rollenverständnis geprägt (AA 22.3.2016). 

Trotz der belegten Gewalt gegen Frauen und des Drucks von Frauenrechtsgruppen und 

Aktivistinnen hat Armenien kein Gesetz, das die häusliche Gewalt kriminalisiert. Zudem hat 

Armenien die Konvention des Europarates über die Verhütung und Bekämpfung von Gewalt 

gegen Frauen und häusliche Gewalt nicht ratifiziert. Laut der der NGO „Coalition to Stop 

Violence Against Women“ werden Fälle häuslicher Gewalt unterdurchschnittlich zur Anzeige 

http://www.osce.org/office-for-democratic-institutions-and-human-rights/elections/armenia/309156?download=true
http://www.osce.org/office-for-democratic-institutions-and-human-rights/elections/armenia/309156?download=true
http://www.ecoi.net/local_link/337119/466879_en.html
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gebracht und enden meist ungestraft. Jährlich langen bei der NGO 2.000 Anrufe über 

häusliche Gewalt ein (HRW 12.1.2017). 

Ein Gesetzesentwurf zur „Vermeidung und Bekämpfung von häuslicher Gewalt“ vom 

November 2016 wurde zurückgezogen, nachdem Gegner, wie das „Pan-Armenische 

Elternkomitee“ und etliche Medien dies als Versuch der EU bezeichneten, die traditionellen 

armenischen Familienwerte zu untergraben. Das Gesetz würde laut Gegnern die 

Kindeswegnahme ermöglichen. Ein Berater des Justizministeriums wies letzteres als 

Desinformation zurück und ergänzte, dass es der Polizei aufgrund der fehlenden Gesetze an 

der Möglichkeit mangle, Präventivmaßnahmen gegen häusliche Gewalt zu ergreifen (EN 

9.2.2017). 

Vergewaltigung, Missbrauch durch den Ehemann und häusliche Gewalt werden infolge 

sozialer Stigmatisierung, der Abwesenheit von weiblichen Polizeibeamten und Ermittlerinnen 

und manchmal aufgrund der Weigerung seitens der Polizei zu handeln, unterdurchschnittlich 

zur Anzeige gebracht. Fälle häuslicher Gewalt werden nicht gemeldet, weil die Betroffenen 

Angst vor körperlichen Schäden oder Angst haben, dass die Polizei sie zu ihren Ehemännern 

zurückschickt. Zudem schämen sich die Frauen, ihre Familienprobleme zu offenbaren. Es 

gibt auch Berichte, dass die Polizei, vor allem außerhalb von Jerewan, zögerte, in solchen 

Fällen zu handeln und entmutigte Frauen Anzeige zu erstatten (USDOS 3.3.2017). 

Laut offiziellen Daten der armenischen Polizei wurden in den ersten zehn Monaten des 

Jahres 2016 563 Fälle von häuslicher Gewalt verzeichnet, darunter 370, bei denen der 

Ehemann oder Partner die Täter waren. 1.956 Frauen kontaktierten die Polizei und 

informierten diese über Gewalthandlungen unterschiedlicher Art. Im gleichen Zeitraum 

wurden zehn Frauen im Zuge häuslicher Gewalt getötet. Die faktischen Umstände bei 

Gewalttaten gegen Frauen sind oft schwer zu ermitteln, da die vorherrschende Ansicht der 

meisten Menschen ist, diese nicht Kund zu tun. Nicht selten werden Todesdrohungen und 

andere Warnsignale ignoriert, weil die Gesetzesorgane nicht über die relevanten Fähigkeiten 

verfügen oder das Risiko schlicht nicht einschätzen wollen. In der Justizpraxis überwiegt 

zumal eine nachsichtige Haltung gegenüber den Tätern und im Gegenteil, das Opfer für die 

Übergriffe verantwortlich zu machen (HCA 1.2017). 

Im World Gender Gap Index 2016 nahm Armenien Rang 102 von 144 Ländern ein. 

Insbesondere in den Subkategorien Gesundheit (Rang 143) und politische Teilhabe (Rang 

125) schnitt das Land besonders schlecht ab (WEF 2016). 

Das armenische Parlament verabschiedete am 8.12.2017 gegen den Widerstand einiger 

Abgeordneter ein Gesetz zur Bekämpfung von häuslicher Gewalt. Kritiker des 
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Gesetzentwurfs argumentierten, dass die Einmischung der Regierung in 

Familienangelegenheiten den traditionellen Werten Armeniens zuwiderlaufe und das Gefüge 

der armenischen Gesellschaft untergraben würde. Maro Matosian, Direktorin des " Yerevan's 

Women's Support Center " sagte, dass das neue Gesetz die häusliche Gewalt leider nicht 

direkt kriminalisiert, sondern sich auf das Strafgesetzbuch bezieht, das derzeit als Entwurf 

vorliegt. Das Gesetz besteht auch auf Versöhnung, was als negativer Punkt betrachtet 

werden könnte. In Fällen von häuslicher Gewalt ist dies laut Matosian keine akzeptierte 

Praxis, weil es ein Ungleichgewicht der Macht gibt und das Opfer dominiert wird. Die 

Versöhnungsklausel könnte schädlich sein, da ein Polizist oder Sozialarbeiter laut Matosian 

ein Opfer auffordern kann, nach Hause zurückzukehren und zu versuchen, sich mit dem 

Ehemann zu versöhnen. Laut Gesetz werden die armenischen Strafverfolgungsbehörden 

jedoch verpflichtet sein, die Gewalt in Familien, die das Leben oder die Gesundheit ihrer 

Mitglieder bedroht, zu beenden. Die Polizei kann auch einen gewalttätigen Ehepartner 

zwingen, das Haus des Opfers zu verlassen und 20 Tage lang fern zu bleiben. Die Gerichte 

können dieses Verbot um 18 Monate verlängern. Das Gesetz legt auch fest, dass die 

Definition von häuslicher Gewalt nicht auf physische Gewalt beschränkt, sondern auch auf 

sexuelle, psychische und wirtschaftliche Gewalt ausgedehnt werden kann (AW 8.12.2017). 

Nebst der Prävention häuslicher Gewalt, den Schutz und die Sicherheit der Opfer garantiert 

das Gesetz auch  die notwendige psychologische, rechtliche, soziale und gegebenenfalls 

vorübergehende finanzielle Unterstützung der Opfer (PAN 8.12.2017). 

Quellen: 

- Auswärtiges Amt (22.3.2016): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in 
der Republik Armenien 

- The Armenian Weekly (8.12.2017): Armenia Adopts Law against Domestic Violence at 
Last, https://armenianweekly.com/2017/12/08/armenia-adopts-law-domestic-violence-last/, 
Zugriff 13.12.2017 

- EN – EurasiaNet.org (9.2.2017): Armenia: Is Concern About Domestic Violence a Liberal 
Value? http://www.eurasianet.org/node/82331, Zugriff 14.4.2017 

- HCA – Helsinki Committee of Armenia (1.2017): Ditord Observer #1, Human Rights in 
Armenia in 2016, http://www.civicsolidarity.org/sites/default/files/ditord-2017-01engweb-
1.pdf, Zugriff 14.4.2017 

- HRW - Human Rights Watch (12.1.2017): World Report 2017 - Armenia, 
http://www.ecoi.net/local_link/334725/463172_en.html, Zugriff 14.4.2017 

- PanArmenian Network (8.12.2017) National Assembly passes Armenia's domestic 
violence law, http://www.panarmenian.net/eng/news/249690/, Zugriff 13.12.2017 

- USDOS - US Department of State (3.3.2017): Country Report on Human Rights Practices 
2016 – Armenia, http://www.ecoi.net/local_link/337119/466879_en.html, Zugriff 14.4.2017 

- WEF – World Economic Forum (2016): Gender Gap Index 2016 – Armenia, 
http://reports.weforum.org/feature-demonstration/files/2016/10/ARM.pdf, Zugriff 14.4.2017 

 
3.17.2. Kinder 

 

https://armenianweekly.com/2017/12/08/armenia-adopts-law-domestic-violence-last/
http://www.eurasianet.org/node/82331
http://www.civicsolidarity.org/sites/default/files/ditord-2017-01engweb-1.pdf
http://www.civicsolidarity.org/sites/default/files/ditord-2017-01engweb-1.pdf
http://www.ecoi.net/local_link/334725/463172_en.html
http://www.panarmenian.net/eng/news/249690/
http://www.ecoi.net/local_link/337119/466879_en.html
http://reports.weforum.org/feature-demonstration/files/2016/10/ARM.pdf
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Physische und psychische Gewalt gegen Kinder sowie entwürdigende Strafen sind in 

Schulen, Internaten sowie Kinderheimen und Waisenhäusern weiterhin weit verbreitet (AA 

22.3.2016). 

Personen unter 18 dürfen keine Überstunden, keine strapaziöse oder gefährliche Arbeit und 

keine Nacht- oder Feiertagsarbeit verrichten. Die Behörden wenden jedoch die 

entsprechenden Rechtsvorschriften nicht an. Die Strafen sind unzureichend, um die 

Einhaltung der Bestimmungen zu erwirken. Laut einer Studie des Nationalen Statistikamtes 

und der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) aus dem Jahre 2015 waren 11,6% der 

Kinder zwischen fünf und 17 beschäftigt. Die meisten der arbeitenden Kinder waren in der 

Land- und Forstwirtschaft und der Fischerei tätig. Von 39.300 betroffenen Minderjährigen 

hatten 31.200 mit einer gefährlichen Arbeit zu tun (USDOS 3.3.2016). 

Am 8.3.2016 äußerte sich Maud De Boer–Buquicchio, Sonderberichterstatterin für 

Kinderhandel, Kinderprostitution und Kinderpornografie, vor dem UN-Menschenrechtsrat 

über Armenien. Sie lobte hierbei die Verfassungszusätze, die eine Stärkung des 

Kinderschutzes vorsehen, betonte jedoch gleichzeitig die Notwendigkeit, diese auch 

umzusetzen. Die Sonderberichterstatterin rief die armenischen Autoritäten auf, insbesondere 

das Gesetz gegen häuslicher Gewalt zu verabschieden sowie gleichermaßen Zusätze im 

Familienrecht, dem Strafrecht und dem Strafverfahrensrecht, die in der Ausweitung des 

Kinderschutzes münden sollten. Infolge eines mangelhaften Berichtswesens und eines 

unzulänglichen öffentlichen Bewusstseins besteht das Risiko, dass Fälle von Missbrauch, 

Gewalt und Ausbeutung von Kindern unentdeckt bleiben und kaum berichtet werden. Dies 

hat wiederum Auswirkungen auf den Zugang zu Betreuung und Genesung des Kindes, 

respektive resultiert in der Straflosigkeit der Täter, so die Sonderberichterstatterin (OHCHR 

8.3.2016). 

Quellen: 

- Auswärtiges Amt (22.3.2016): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in 
der Republik Armenien 

- OHCHR – Office of the High Commissioner for Human Rights (8.3.2017): Statement by 
Ms. Maud DE BOER - BUQUICCHIO, Special Rapporteur on the sale of children, child 
prostitution and child pornography at the 31st session of the Human Rights Council, 
http://www.ohchr.org/EN/NewsEvents/Pages/DisplayNews.aspx?NewsID=19975&LangID
=E, Zugriff 13.4.2017 

- USDOS - US Department of State (3.3.2017): Country Report on Human Rights Practices 
2016 – Armenia, http://www.ecoi.net/local_link/337119/466879_en.html, Zugriff 13.4.2017 

3.17.3. sexuelle Minderheiten (LGBTIQ) 
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Einverständliche homosexuelle Handlungen unter Erwachsenen sind seit 2003 nicht mehr 

strafbar. Trotz der Entkriminalisierung homosexueller Handlungen unter Erwachsenen sind 

Homosexuelle nach wie vor gesellschaftlichem Druck – jedoch nicht staatlichen 

Diskriminierungen – ausgesetzt. Die Verfassung enthält keine Vorschrift zum Schutz vor 

Diskriminierungen aufgrund der sexuellen Orientierung. Betroffene berichten in Einzelfällen 

von Diskriminierung, unter anderem durch Militär- und Polizeibehörden Um homosexuelle 

Männer vom Militärdienst zu befreien, wird ihre sexuelle Orientierung als „mentale Störung“ 

in Unterlagen vermerkt(AA 23.3.2016). 

Laut Berichten von LGBTI-AktivistInnen sind lesbische, schwule, bisexuelle und 

Transgender-Personen weiterhin mit Diskriminierung, Bedrohung und physischer Gewalt 

konfrontiert. Die Regierung hat Hassreden oder die Diskriminierung von LGBTI-Personen 

nicht zum Thema gemacht (HRW 12.1.2017). 

Die Gesetze enthalten keine Vorschriften gegen Diskriminierungen aufgrund der sexuellen 

Orientierung oder der Geschlechteridentität. Infolgedessen sind die Rechtsmittel für viele 

Strafdelikte, die sich gegen LGBT-Personen richten, begrenzt (HRW 12.1.2017; vgl. USDOS 

3.3.2017). 

Die Einstellung der Gesellschaft gegenüber LGBTI-Personen ist weiterhin im höchsten Maße 

negativ. Homosexualität wird in der Gesellschaft als Krankheit angesehen. Die 

gesellschaftliche Diskriminierung aufgrund der sexuellen Orientierung und der Gender-

Identität betrifft alle Lebensbereiche im negativen Sinne. Dazu gehören der Arbeitsplatz, der 

Wohnbereich, die Familienbeziehungen und der Zugang zur Bildung und zum 

Gesundheitssystem. Manche Medien verbreiten anti-LGBTI-Propaganda. Offen 

homosexuelle Männer werden vom Militärdienst ausgenommen, angeblich aufgrund der 

Befürchtung, sie könnten andere Soldaten missbrauchen.   Laut Berichten werden 

homosexuelle Männer in der Armee physisch und psychisch misshandelt und erpresst 

(USDOS 3.3.2017). 

Quellen: 

- AA - Auswärtiges Amt (22.3.2016): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage 
in der Republik Armenien 

- HRW - Human Rights Watch (12.1.2017): World Report 2017 - Armenia, 
http://www.ecoi.net/local_link/334725/463172_en.html, Zugriff 13.4.2017 

- USDOS - US Department of State (3.3.2017): Country Report on Human Rights Practices 
2016 – Armenia, http://www.ecoi.net/local_link/337119/466879_en.html, Zugriff 13.4.2017 

3.18. Bewegungsfreiheit 

http://www.ecoi.net/local_link/334725/463172_en.html
http://www.ecoi.net/local_link/337119/466879_en.html
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Aufgrund des zentralistischen Staatsaufbaus und der geringen territorialen Ausdehnung gibt 

es kaum Ausweichmöglichkeiten gegenüber zentralen Behörden. Bei Problemen mit lokalen 

Behörden oder mit Dritten kann jedoch ein Umzug Abhilfe schaffen (AA 22.3.2016). 

Das Gesetz garantiert die individuelle Bewegungsfreiheit hinsichtlich der Wahl des Wohn-, 

Arbeits- und Schulortes (FH 27.1.2017). 

Das Gesetz sieht die Bewegungsfreiheit im Land, Auslandsreisen, Emigration und 

Repatriierung vor. Allerdings müssen die BürgerInnen ein Ausreisevisum erlangen, um das 

Land vorübergehend oder auf Dauer zu verlassen. Das Ausreisevisum kann innerhalb eines 

Tages routinemäßig erhalten werden und kostet 1.000 Dram [ca. 1 Euro] für ein Jahr 

(USDOS 3.3.2017) 

Quellen: 

- AA - Auswärtiges Amt (22.3.2016): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage 
in der Republik Armenien 

- FH - Freedom House (27.1.2016): Freedom in the World 2016 – Armenia, 
http://www.ecoi.net/local_link/327654/454725_en.html, Zugriff 13.4.2017 

- USDOS - US Department of State (3.3.2017): Country Report on Human Rights Practices 
2016 – Armenia, http://www.ecoi.net/local_link/337119/466879_en.html, Zugriff 13.4.2017 

3.19. Binnenflüchtlinge (IDPs) und Flüchtlinge 

Aufgrund des zentralistischen Staatsaufbaus und der geringen territorialen Ausdehnung gibt 

es kaum Ausweichmöglichkeiten gegenüber zentralen Behörden. Bei Problemen mit lokalen 

Behörden oder mit Dritten kann jedoch ein Umzug Abhilfe schaffen (AA 22.3.2016). 

Das Gesetz garantiert die individuelle Bewegungsfreiheit hinsichtlich der Wahl des Wohn-, 

Arbeits- und Schulortes (FH 27.1.2017). 

Das Gesetz sieht die Bewegungsfreiheit im Land, Auslandsreisen, Emigration und 

Repatriierung vor. Allerdings müssen die BürgerInnen ein Ausreisevisum erlangen, um das 

Land vorübergehend oder auf Dauer zu verlassen. Das Ausreisevisum kann innerhalb eines 

Tages routinemäßig erhalten werden und kostet 1.000 Dram [ca. 1 Euro] für ein Jahr 

(USDOS 3.3.2017) 

Quellen: 

- AA - Auswärtiges Amt (22.3.2016): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage 
in der Republik Armenien 

- FH - Freedom House (27.1.2016): Freedom in the World 2016 – Armenia, 
http://www.ecoi.net/local_link/327654/454725_en.html, Zugriff 13.4.2017 

- USDOS - US Department of State (3.3.2017): Country Report on Human Rights Practices 
2016 – Armenia, http://www.ecoi.net/local_link/337119/466879_en.html, Zugriff 13.4.2017 

http://www.ecoi.net/local_link/327654/454725_en.html
http://www.ecoi.net/local_link/337119/466879_en.html
http://www.ecoi.net/local_link/327654/454725_en.html
http://www.ecoi.net/local_link/337119/466879_en.html
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3.20. Grundversorgung/Wirtschaft 

Die Wirtschaft hat sich immer noch nicht zur Gänze von der tiefen Rezession, die durch die 

globale Wirtschaftskrise 2008 ausgelöst wurde, erholt. Damals fiel das Bruttonationalprodukt 

um 14,1%. Armenien hat zu wenig für die Bekämpfung der Armut und gegen die sich 

ausweitenden Wohlstands- und Einkommensgefälle unternommen. Rund 1,2 Millionen 

Armenier leben von circa 3 Euro pro Tag. Die sozioökonomische Kluft hat zudem einen 

regionalen Aspekt. Durch die überproportionale Wirtschaftsaktivität in den urbanen Zentren 

hat sich die Einkommensschere zwischen Stadt und Land verstärkt. Der Zugang etwa zum 

Gesundheitswesen und zur Bildung sowie deren Qualität divergiert stark zwischen urbanen 

und ländlichen Regionen. Zu den strukturellen Defiziten gehört nebst den abnehmenden 

Investitionen auch eine übermäßige Abhängigkeit von Überweisungen aus dem Ausland (BS 

2016). 

Rücküberweisungen, Direktinvestitionen und private Kapitalzuflüsse sind ein bedeutender 

Faktor für die Wirtschaft: Die armenische Diaspora in Russland umfasst etwa 2 Millionen 

Menschen, darunter viele Arbeitsmigranten, die Geld an ihre Familien in Armenien 

überweisen. Nach Angaben der Zentralbank gingen die Geldtransfers der armenischen 

Diaspora im Jahr 2016 weiter auf 1,5 Mrd. USD zurück (2015: ca. 1,6 Mrd. USD). Die 

Arbeitslosenquote lag im Jahr 2015 offiziell bei 18,5%. Die tatsächliche Arbeitslosigkeit ist 

jedoch erheblich höher. Sehr viele Menschen sind im informellen Sektor tätig. Einkommen 

werden oft nicht versteuert (AA 3.2017c). 

Ein beachtlicher Teil der Bevölkerung ist nach wie vor finanziell nicht in der Lage, seine 

Versorgung mit den zum Leben notwendigen Gütern ohne Unterstützung durch humanitäre 

Organisationen sicherzustellen. Angaben des nationalen Statistikamtes für das Jahr 2014 

zufolge leben 32,3 % der Armenier unterhalb der Armutsgrenze (2008: 29,2 %). Ein Großteil 

der Bevölkerung wird finanziell und durch Warensendungen von Verwandten im Ausland 

unterstützt: 2015 wurde laut armenischer Zentralbank ein Betrag von etwa 1,209 Mrd. USD 

nach Armenien überwiesen, ein Rückgang von 30,1 % zum Vorjahr und das zweite Jahr in 

Folge. Davon flossen etwa 76 % aus der Russischen Föderation nach Armenien. Der starke 

Rückgang ist der wirtschaftlichen Lage, insbesondere der starken Abwertung des russischen 

Rubels geschuldet. Das die Armutsgrenze bestimmende Existenzminimum beträgt in 

Armenien ca. 60.000 armenische Dram (derzeit ca. 116 Euro) im Monat, der offizielle 

Mindestlohn 55.000 AMD (ca. 105 Euro). Das durchschnittliche Familieneinkommen ist 

dagegen mangels zuverlässiger Daten nur schwer einzuschätzen. Der Großteil der Armenier 

geht mehreren Erwerbstätigkeiten und darüber hinaus privaten Geschäften und 

Gelegenheitstätigkeiten nach. Die wirtschaftliche Lage führt nach wie vor dazu, dass der 
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Migrationsdruck anhält. In den ersten drei Quartalen 2014 haben, wie sich aus den Zu- und 

Ausreisestatistiken ergibt, 105.000 Menschen Armenien dauerhaft verlassen. Die wenigsten 

davon dürften nicht-armenische Ausländer sein. Unter den Auswanderern sind auch viele 

Hochqualifizierte, wie etwa Ärzte oder IT-Spezialisten (AA 22.3.2016). 

Quellen: 

- AA - Auswärtiges Amt (22.3.2016): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante 
Lage in der Republik Armenien 

- AA - Auswärtiges Amt (5.2015c): Wirtschaft, Armenien, http://www.auswaertiges-
amt.de/DE/Aussenpolitik/Laender/Laenderinfos/Armenien/Wirtschaft_node.html, Zugriff 
12.4.2017 

- BS - Bertelsmann Stiftung (2016): BTI 2016 — Armenia Country Report, https://www.bti-
project.org/fileadmin/files/BTI/Downloads/Reports/2016/pdf/BTI_2016_Armenia.pdf, 
Zugriff 12.4.2017 

 

3.20.3. Sozialhilfen 

Das Sozialsystem in Armenien umfasst derzeit: das staatliche Sozialhilfe-Programm, wie 

Unterstützung von Familien, einmaliger Geburtenzuschuss und Kindergeld bis zum Alter von 

zwei Jahren; das Sozialhilfeprogramme für Personen mit Handicap, Veteranen, Kinder, 

insbesondere medizinische und soziale Rehabilitationshilfe, Altersheime, Waisenhäuser, 

Internate sowie das staatliches Sozialversicherungsprogramm, bestehend aus Alters- und 

Behindertenrente, sowie Zuschüssen bei vorübergehender Behinderung und 

Schwangerschaft (IOM 8.2015). 

Familienbeihilfen 

1. Die monatliche Familienbeihilfe beträgt 17.000 Dram (Basiswert) plus 5.500 Dram bis 

8.000 Dram monatlich für jedes Kind unter 18, abhängig von der Familiensituation, dem 

Familieneinkommen sowie der örtlichen Lage. Am ersten Schultag gibt es eine 

Einmalzahlung von 25.000 Dram (SSA 2016). 

Einmalige Beihilfen 

Diese können Familien gewährt werden, deren Bedürftigkeitspunktzahl unter dem 

Mindestschwellenwert von 34,00 (jedoch über 0) liegt. Die Entscheidung über die 

Bedürftigkeit einer Familie obliegt dem Sozialrat. Des Weiteren wird Familien verstorbener 

Soldaten eine Beihilfe in Höhe der Familiensozialhilfe gewährt. Die Anerkennung des 

Anspruchs der einmaligen Beihilfe wird alle drei Monate geprüft (IOM 8.2014). 

Mutterschaftsgeld 

http://www.auswaertiges-amt.de/DE/Aussenpolitik/Laender/Laenderinfos/Armenien/Wirtschaft_node.html
http://www.auswaertiges-amt.de/DE/Aussenpolitik/Laender/Laenderinfos/Armenien/Wirtschaft_node.html
https://www.bti-project.org/fileadmin/files/BTI/Downloads/Reports/2016/pdf/BTI_2016_Armenia.pdf
https://www.bti-project.org/fileadmin/files/BTI/Downloads/Reports/2016/pdf/BTI_2016_Armenia.pdf
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Derzeit bestehen in Armenien drei Arten von Beihilfen in Verbindung mit Kindesgeburten. 

Einerseits die einmalige Mutterschaftsbeihilfe von 50.000 Dram. Darüber hinaus gibt es eine 

monatliche Zahlung von ca. 18.000 Dram im Monat an alle erwerbstätigen Elternteile, die ein 

Kind (bis zum 2. Lebensjahr) versorgen und sich in einem teilweise bezahlten 

Mutterschaftsurlaub befinden. Für das dritte und vierte Kind stehen je 1 Million Dram zu und 

zusätzlich 500.000 Dram auf ein Spezialkonto für das Kind, von dem vor dem 18. Lebensjahr 

nur für bestimmte Zwecke wie etwa für Schulgebühren Geld abgehoben werden darf. Ab 

dem fünften Kind wird der einmalige Geldbetrag bis auf 1,5 Millionen Dram erhöht plus einer 

halben Million auf das Spezialkonto. Außerdem haben Mütter das Recht auf einen 

Mutterschutzurlaub von 70 Tagen vor und 70 Tagen nach der Geburt. Dieser Zeitraum wird 

bei schwierigen auf 155 oder Mehrlingsgeburten auf 180 Tage erhöht. In diesem Zeitraum 

wird das Gehalt zu 100% weiter bezahlt. Es können bis zu drei Jahre unbezahlte Karenz in 

Anspruch genommen werden, ohne das es zum Verlust des Arbeitsplatzes kommt (Repat 

Armenia 2016). 

Ab dem 1.1.2016 erhalten auch Frauen, die in keinem Arbeitsverhältnis stehen, die 

Geburtenbeihilfe in der Höhe von 50.000 Dram für das erste und zweite, bzw. eine Million für 

das dritte und vierte und 1,5 Millionen ab dem fünften Kind. Die monatliche Beihilfe von 

18.000 Dram bis zum zweiten Lebensjahr des Kindes sollte jedoch nach Aussagen des 

Arbeits- und Sozialministers weiterhin nur Frauen zukommen, die in einem Arbeitsverhältnis 

stehen (ARKA  11.11.2015). 

Senioren und Behinderte 

Die sozialen Unterstützungsprogramme für Senioren und Behinderte basieren auf den 

Anforderungen des Gesetzes über die soziale Absicherung behinderter Personen in 

Armenien. Hierzu zählen die Vorbeugung von Behinderungen, die medizinische und soziale 

Rehabilitation und Prothesen sowie insbesondere prothetische und orthopädische 

Unterstützung behinderter Personen, die Bereitstellung von Rehabilitationsmitteln und 

soziale Dienste für Senioren und Behinderte. Bereits personalisierte Pensionisten können 

einen Preisnachlass von den öffentlichen Versorgungseinrichtungen (einschließlich 

Preisnachlässe für Gas und Strom) fordern. Alleinstehende Pensionisten über 70 Jahre und 

alleinstehende behinderte Erwachsene können Pflegeleistungen beim „In-house Social 

Service Center for lonely old and disabled persons“ beantragen (IOM 8.2014). 

Pensionen 

Der Pensionsanspruch gilt ab einem Alter von 63 mit mindestens 25 Jahren abgeschlossener 

Beschäftigung; ab einem Alter von 59 mit mindestens 25 Jahren Beschäftigung, wobei 
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mindestens 20 Jahre erschwerte oder gefährlicher Arbeit vor dem 1. Januar 2014 oder 

mindestens 10 Jahre derartiger Arbeit nach dem 1. Januar 2014 verrichtet wurde; oder ab 

einem Alter von 55 mit mindestens 25 Jahren Beschäftigung, einschließlich mindestens 15 

Jahre in Schwerst- oder gefährlicher Arbeit vor dem 1. Januar 2014 bzw. mindestens 7,5 

Jahre in einer solchen nach dem 1. Januar 2014. Eine verringerte Pension steht nach 

mindestens zehnjähriger Anstellung, jedoch erst ab 65 zu. Bei Invalidität im Rahmen der 

Sozialversicherung sind zwischen zwei und zehn Jahre Anstellung Grundvoraussetzung, 

abhängig vom Alter des Versicherten beim Auftreten der Invalidität. Die Invaliditätspension 

hängt vom Grade der Invalidität ab. Unterhalb der erforderlichen Zeiten für eine 

Invaliditätspension besteht die Möglichkeit einer Sozialrente für Invalide in Form einer 

Sozialhilfe. Zur Pensionsberechnung werden die Studienjahre, die Wehrdienstzeit, die Zeit 

der Kinderbetreuung und die Arbeitslosenzeiten herangezogen. Die Alterspension im 

Rahmen der Sozialversicherung beträgt 100% der Basispension von 16.000 Dram monatlich 

zuzüglich eines variablen Bonus. Die Bonuspension macht 500 Dram monatlich für jedes 

Kalenderjahr ab dem elften Beschäftigungsjahr multipliziert mit einem personenspezifischen 

Koeffizienten, basierend auf  der Länge der Dienstzeit (SSA 2016). 

Arbeitslosenunterstützung 

2015 wurde die Arbeitslosenunterstützung zugunsten einer Einstellungsförderung eingestellt. 

Zu dieser Förderung gehört auch die monetäre Unterstützung für Personen die am regulären 

Arbeitsmarkt nicht wettbewerbsfähig sind. Das Arbeitsgesetz von 2004 sieht ein 

Abfertigungssystem seitens der Arbeitgeber vor. Bei Betriebsauflösung oder Stellenabbau 

beträgt die Abfertigung ein durchschnittliches Monatssalär, bei anderen Gründen hängt die 

Entschädigung von der Dienstzeit ab, jedoch maximal 44 Tage im Falle von 15 

Anstellungsjahren (SSA 2016). 

Quellen: 

- ARKA News Agency (11.11.2015): Armenia to facilitate formalization of baby care benefit, 
http://arka.am/en/news/society/armenia_to_facilitate_formalization_of_baby_care_benefit
_/, Zugriff 12.4.2017 

- IOM - International Organization for Migration (8.2015): Länderinformationsblatt 
Armenien, 
http://germany.iom.int/sites/default/files/ZIRF_downloads/Armenien_CFS_2015_DE.pdf, 
Zugriff 12.4.2017 

- IOM - International Organization for Migration (8.2014): Länderinformationsblatt 
Armenien, http://www.bamf.de/SharedDocs/MILo-
DB/DE/Rueckkehrfoerderung/Laenderinformationen/Informationsblaetter/cfs_armenien-
dl_de.pdf?__blob=publicationFile, Zugriff 12.4.2017 

- Repat Armenia (2016):  Having Your Child In Armenia Maternity, 
http://repatarmenia.org/en/practical-info/education-healthcare/a/having-your-child-in-
armenia, Zugriff 12.4.2017 

http://arka.am/en/news/society/armenia_to_facilitate_formalization_of_baby_care_benefit_/
http://arka.am/en/news/society/armenia_to_facilitate_formalization_of_baby_care_benefit_/
http://germany.iom.int/sites/default/files/ZIRF_downloads/Armenien_CFS_2015_DE.pdf
http://www.bamf.de/SharedDocs/MILo-DB/DE/Rueckkehrfoerderung/Laenderinformationen/Informationsblaetter/cfs_armenien-dl_de.pdf?__blob=publicationFile
http://www.bamf.de/SharedDocs/MILo-DB/DE/Rueckkehrfoerderung/Laenderinformationen/Informationsblaetter/cfs_armenien-dl_de.pdf?__blob=publicationFile
http://www.bamf.de/SharedDocs/MILo-DB/DE/Rueckkehrfoerderung/Laenderinformationen/Informationsblaetter/cfs_armenien-dl_de.pdf?__blob=publicationFile
http://repatarmenia.org/en/practical-info/education-healthcare/a/having-your-child-in-armenia
http://repatarmenia.org/en/practical-info/education-healthcare/a/having-your-child-in-armenia
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- SSA – Social Security Administration (2016): Social Security Programs Throughout the 
World: Asia and the Pacific, 2016 – Armenia, 
https://www.ssa.gov/policy/docs/progdesc/ssptw/2016-2017/asia/armenia.html, Zugriff 
12.4.2017 

3.21. Medizinische Versorgung 

Die medizinische Grundversorgung ist flächendeckend gewährleistet. Die Leistungen werden 

in der Regel entweder durch regionale Polikliniken oder ländliche Behandlungszentren 

erbracht. Die sekundäre medizinische Versorgung wird von regionalen Krankenhäusern und 

einigen der größeren Polikliniken mit speziellen ambulanten Diensten übernommen, während 

die tertiäre medizinische Versorgung größtenteils den staatlichen Krankenhäusern und 

einzelnen Spezialeinrichtungen in Jerewan vorbehalten ist. Die primäre medizinische 

Versorgung ist wie früher grundsätzlich kostenfrei. Allerdings gilt dies nur noch eingeschränkt 

für die sekundäre und die tertiäre medizinische Versorgung. Das Fehlen einer staatlichen 

Krankenversicherung erschwert den Zugang zur medizinischen Versorgung insoweit, als für 

einen großen Teil der Bevölkerung die Finanzierung der kostenpflichtigen ärztlichen 

Behandlung extrem schwierig geworden ist. Viele Menschen sind nicht in der Lage, die 

Gesundheitsdienste aus eigener Tasche zu bezahlen. Der Abschluss einer privaten 

Krankenversicherung übersteigt die finanziellen Möglichkeiten der meisten Familien bei 

weitem. 

Ein Grundproblem der staatlichen medizinischen Fürsorge ist die überbordende Korruption 

auf allen Ebenen, ein weiteres Problem die schlechte Bezahlung des medizinischen 

Personals. Dies führt dazu, dass die Qualität der medizinischen Leistungen des öffentlichen 

Gesundheitswesens in weiten Bereichen unzureichend ist. Denn hochqualifizierte und 

motivierte Mediziner wandern in den privatärztlichen Bereich ab, wo Arbeitsbedingungen und 

Gehälter deutlich besser sind. Der Ausbildungsstand des medizinischen Personals ist 

zufriedenstellend. Die Ausstattung der staatlichen medizinischen Einrichtungen mit 

technischem Gerät ist dagegen teilweise mangelhaft. In einzelnen klinischen Einrichtungen – 

meist Privatkliniken - stehen hingegen moderne Untersuchungsmethoden wie Ultraschall, 

Mammographie sowie Computer- und Kernspintomographie zur Verfügung. Insulinabgabe 

und Dialysebehandlung erfolgen grundsätzlich kostenlos: Die Anzahl der kostenlosen 

Behandlungsplätze ist zwar beschränkt, aber gegen Zahlung ist eine Behandlung jederzeit 

möglich. Die Dialysebehandlung kostet ca. 50 USD pro Sitzung. Selbst Inhaber kostenloser 

Behandlungsplätze müssen aber noch in geringem Umfang zuzahlen. Derzeit ist die 

Dialysebehandlung in fünf Krankenhäusern in Jerewan möglich, auch in den Städten 

Vanadzor und Gyumri sind die Krankenhäuser entsprechend ausgestattet. Die größeren 

https://www.ssa.gov/policy/docs/progdesc/ssptw/2016-2017/asia/armenia.html
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Krankenhäuser sowie einige Krankenhäuser in den Regionen verfügen über psychiatrische 

Abteilungen und Fachpersonal. Die technischen Untersuchungsmöglichkeiten haben sich 

durch neue Geräte verbessert. Die Behandlung von posttraumatischem Belastungssyndrom 

(PTBS) und Depressionen ist auf gutem Standard gewährleistet und erfolgt kostenlos. 

Problematisch ist die Verfügbarkeit von Medikamenten: Nicht immer sind alle Präparate 

vorhanden, obwohl viele Medikamente in Armenien in guter Qualität hergestellt und zu einem 

Bruchteil der in Deutschland üblichen Preise verkauft werden. Importierte Medikamente sind 

dagegen überall erhältlich und ebenfalls billiger als in Deutschland. Für die Einfuhr ist eine 

Genehmigung durch das Gesundheitsministerium erforderlich (AA 22.3.2016). 

 

Die öffentlichen Sozialpflegedienste in Armenien sind sehr begrenzt. Der private Sektor ist an 

der Erbringung dieser Leistungen nicht beteiligt. Es gibt nur ein einziges Krankenhaus für 

geistig und körperlich behinderte Menschen und keine Pflegeheime für Patienten, die eine 

dauerhafte, langfristige Betreuung benötigen. Es gibt keine Vorkehrungen für eine langfristige 

Aufnahme von Patienten mit chronischen Erkrankungen und keine Tagespflegeeinrichtungen 

für Patientengruppen mit speziellen Bedürfnissen und ebenfalls kein Sozialarbeiternetzwerk. 

Es gibt sieben regionale psychiatrische Kliniken, die lediglich eine langfristige Aufnahme von 

Patienten mit chronischen Erkrankungen bei nur geringer medizinischer Versorgung bieten 

(IOM 8.2014). 

Quellen: 

- AA - Auswärtiges Amt (22.3.2016): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage 
in der Republik Armenien 

- IOM - International Organization for Migration (8.2014): Länderinformationsblatt Armenien, 
http://www.bamf.de/SharedDocs/MILo-
DB/DE/Rueckkehrfoerderung/Laenderinformationen/Informationsblaetter/cfs_armenien-
dl_de.pdf?__blob=publicationFile, Zugriff 11.4.2017 

 

3.21.3. Behandlungsmöglichkeiten von bestimmten Krankheit und Leiden 

Laut Hasmik Ghazinyan, ‎Leiter der Hepatologie am medizinischen Zentrum „Nork“ schätzte, 

dass  3-4 % der armenischen Bevölkerung mit Hepatitis C sind (MC 29.7.2014). Laut 

Angaben von Betroffenen machten die Therapiekosten zwischen 5.000 und 20.000 US-

Dollar (IWPR 20.2.2015). In einem Antwortschreiben des Armenischen 

Gesundheitsministeriums bestätigte dieses im Oktober 2016, dass es noch kein staatliches 

Programm zur Bekämpfung von Hepatitis C gäbe (MHRA 21.10.2016). 

Quellen: 

http://www.bamf.de/SharedDocs/MILo-DB/DE/Rueckkehrfoerderung/Laenderinformationen/Informationsblaetter/cfs_armenien-dl_de.pdf?__blob=publicationFile
http://www.bamf.de/SharedDocs/MILo-DB/DE/Rueckkehrfoerderung/Laenderinformationen/Informationsblaetter/cfs_armenien-dl_de.pdf?__blob=publicationFile
http://www.bamf.de/SharedDocs/MILo-DB/DE/Rueckkehrfoerderung/Laenderinformationen/Informationsblaetter/cfs_armenien-dl_de.pdf?__blob=publicationFile
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- IWPR - Institute for War & Peace Reporting (20.2.2015): Uproar Over Hepatitis Outbreak 
in Armenia - Government blamed after patients contracted the disease while undergoing 
routine operations, https://iwpr.net/global-voices/uproar-over-hepatitis-outbreak-armenia, 
Zugriff 11.4.2017 

- MC – Media Center (29.7.2014): More Struggle against Hepatitis Is Required in Armenia, 
http://www.media-center.am/en/1406641770, Zugriff 12.4.2017 

- Ministry of Health of the Republic of Armenia, Department of Foreign Relations 
(21.10.2016): per Email 

3.22. Behandlung nach Rückkehr 

Rückkehrer werden grundsätzlich nach Ankunft in die Gesellschaft integriert. Sie haben 

Zugang zu allen Berufsgruppen, auch im Staatsdienst, und überdurchschnittlich gute 

Chancen, Arbeit zu finden. Für rückkehrende Migranten wurde ein Beratungszentrum 

geschaffen; es handelt sich um ein Projekt der französischen Büros für Einwanderung und 

Migration. Fälle, in denen Rückkehrer festgenommen oder misshandelt wurden, sind nicht 

bekannt (AA 22.3.2016). 

Das offizielle Internet-Informationsportal „Tundarc“ bietet potentiellen armenischen 

Rückkehrern, auch Doppelstaatsbürgern, wichtigen Informationen zu den zu beachtenden 

Formalitäten bei einer Rückkehr sowie den wichtigsten Themenbereichen, wie 

Gesundheitsfürsorge, Pension, Bildung oder Militärdienst an. Überdies findet sich eine 

Orientierung zu bestehenden Hilfsprogrammen (Tundarc o.D.). 

Die Europäische Union startete am 31.1.2017 ein neues Projekt zur Unterstützung der 

Reintegration von armenischen Rückkehrern. Im Rahmen des Projekts sollen auch die 

Kapazitäten der Regierung und der NGOs im Bereich der Wiedereingliederung gestärkt 

werden. Das Projekt mit einem Budget von 493.000 Euro wird vollständig aus der 

Europäischen Union im Mobilität Partnership Facility-Programm finanziert, das vom 

Internationale Center for Migration Policy Development (ICMPD) implementiert wird (AN 

31.1.2017). 

Die Armenische Caritas implementiert das Projekt: „Migration and Development III“, das bis 

Ende Februar 2019 läuft. Eine der Zielgruppen sind RückkehrerInnen aus der EU, der 

Schweiz und Liechtenstein. Jährlich soll zwischen 70 und 80 RückkehrerInnen bei ihrer 

Reintegration durch die Bereitstellung von Unterkunft, Beratung und Bildungsmaßnahmen 

sowie durch die Schaffung eines Unterstützungssystems bei Gründung eines Betriebes 

geholfen werden (AC 2017). 

 

Quellen: 

- AA - Auswärtiges Amt (22.3.2016): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage 
in der Republik Armenien 

https://iwpr.net/global-voices/uproar-over-hepatitis-outbreak-armenia
http://www.media-center.am/en/1406641770
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- AC – Armenian Caritas (2017): Migration and Development III (MD III), 
http://www.caritas.am/en/projects/migration-a-integration/migration-and-
development#sthash.CcrPIRh6.dpuf, Zugriff 7.4.2017 

- AN - Armenia News – NEWS.am (31.1.2017): EU launching project to support returning 
Armenian migrants, https://news.am/eng/print/news/370395.html, Zugriff 7.4.2017 

- Tundarc (o.D.): Tundarc, https://tundarc.am/wp/?lang=en, Zugriff 7.4.2017 
 

3.22.3. Unbegleitete Minderjährige Flüchtlinge (UMF) 

Staatliche Aufnahmeeinrichtungen für unbegleitete Minderjährige bestehen nicht. Es gibt 

jedoch zahlreiche Waisenhäuser, die durch Spenden aus dem Ausland z. T. einen guten 

Unterbringungs- und Betreuungsstandard gewährleisten (AA 22.3.2016). 

Quellen: 

- AA - Auswärtiges Amt (22.3.2016): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage 
in der Republik Armenien 

3.23. Dokumente 

Es werden nur die von den armenischen Botschaften ausgestellten Heimreisedokumente 

oder Pässe anerkannt. Eine Rückreise ohne Vorlage eines dieser Dokumente ist nicht 

möglich. In Einzelfällen sind Rückführungen auch ohne die Feststellung der richtigen Identität 

möglich. In diesen Fällen werden Heimreisedokumente nach Autorisierung durch das 

Außenministerium auf Alias-Personalien ausgestellt. Sollten Armenier in ihr Heimatland 

zurückkehren wollen und sich somit zur armenischen Nationalität bekennen, ist es möglich, 

über die armenische Botschaft einen Reisepass zu beantragen. Auch wenn ein 

Heimreisedokument von der armenischen Botschaft ausgestellt wurde, ist der Erhalt eines 

neuen Reisepasses mit Ausreisegenehmigung nach Erkenntnissen des Auswärtigen Amts 

unproblematisch. Vorzulegende Urkunden können nach Angabe der Identität in der Republik 

Armenien beschafft werden (Meldebescheinigung, Geburtsurkunde,etc.). Einreisende mit 

Passersatzpapieren werden an der Grenze zu ihren richtigen Personalien befragt, um 

einreisen zu können (AA 22.3.2016). 

Quellen: 

- AA - Auswärtiges Amt (22.3.2016): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage 
in der Republik Armenien 

 
 

Gemäß § 19 Abs. 5 BFA-VG ist die Bundesregierung ermächtigt mit Verordnung festzulegen, 

dass andere als in Abs. 4 gennannte Staaten als sichere Herkunftsstaaten gelten. Dabei ist 

vor allem im Sinne der Genfer Flüchtlingskonvention (GFK) auf das Bestehen oder Fehlen 

http://www.caritas.am/en/projects/migration-a-integration/migration-and-development#sthash.CcrPIRh6.dpuf
http://www.caritas.am/en/projects/migration-a-integration/migration-and-development#sthash.CcrPIRh6.dpuf
https://news.am/eng/print/news/370395.html
https://tundarc.am/wp/?lang=en
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von staatlicher Verfolgung, Schutz vor privater Verfolgung und Rechtsschutz gegen erlittene 

Verletzungen von Menschenrechten Bedacht zu nehmen. Das gegenständliche Produkt 

wurde gemäß dem gesetzlichen Auftrag der Staatendokumentation (§5 Abs. 2 BFA-G) sowie 

den vom Staatendokumentationsbeirat beschlossenen Standards und der Methodologie der 

Staatendokumentation erstellt.  

Das gegenständliche Produkt erhebt bezüglich der zur Verfügung gestellten Informationen 

keinen Anspruch auf Vollständigkeit, da gemäß den der Staatendokumentation 

vorgeschriebenen Kriterien der Nachvollziehbarkeit und Transparenz in der Regel nur 

öffentlich zugängliche Quellen Verwendung finden können.  

Aus dem vorliegenden Produkt ergeben sich weder Schlussfolgerungen für die rechtliche 

Beurteilung eines konkreten Verfahrens noch stellt es eine allgemeine oder individuelle 

Entscheidungsvorgabe dar. Es kann insbesondere auch nicht als politische Stellungnahme 

seitens der Staatendokumentation oder des Bundesamtes für Fremdenwesen und Asyl 

gewertet werden. 

 


